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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Wolfram 

(Recklinghausen) 

(SPD) 


Billigt der Bundeskanzler die Aussage seines 
Bundesministers für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit, Dr. Geißler, daß die Vorwürfe des SPD- 
Fraktionsvorsitzenden Dr. Vogel in ^Sachen 
Wein-Skandal „der Entlastung der Mißwirtschaft 
des sozialistischen österreichischen Landwirt- 
schaftsministeriums dienten " ? 


2. Abgeordneter 

Wolfram 

(Recklinghausen) 

(SPD) 


Teilt der Bundeskanzler meine Auffassung, daß 
diese Behauptung des Bundesministers 
Dr. Geißler mehr als ein unfreundlicher Akt ge- 
genüber dem uns befreundeten Österreich ist, 
und wird sich der Bundeskanzler deshalb offi- 
ziell beim österreichischen Bundeskanzler ent- 
schuldigen? 


Antwort des Bundesministers Dr. Schäuble 
vom 26. Juli 

Der Sprecher des Bundesministeriums für Jugend, Familie und Gesund- 
heit hat die unbegründeten Vorwürfe des SPD-Fraktionsvorsitzenden 
und dessen Versuch, von den eigentlichen Verursachern des österreichi- 
schen Weinskandals abzulenken, mit besonderem Nachdruck zurückge- 
wiesen. Die nur in den Meldungen einer Nachrichtenagentur wiederge- 
gebene Äußerung des SPD-Fraktionsvorsitzenden und die ebenfalls nur 
in den Meldungen dieser Nachrichtenagentur wiedergegebene Entgeg- 
nung des Pressesprechers des zuständigen Ministeriums sind gewiß nicht 
geeignet, das Verhältnis zwischen der Republik Österreich und der 
Bundesrepublik Deutschland zu beeinträchtigen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


3. Abgeordneter Auf welche Informationsquellen stützt sich die 

Hedrich Bundesregierung in ihrer Auffassung, nach der 

(CDU/CSU) sie Presseberichte, die von der Verfolgung von 

SWAPO- Dissidenten durch die SWAPO spre- 
chen, nicht bestätigen kann? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ruhfus 
vom 19. Juli 

Die Bundesregierung wird durch ihre Auslandsvertretungen regelmäßig 
und umfassend über die Lage der Menschenrechte in den Staaten des 
südlichen Afrika unterrichtet. Die Bundesregierung ist daher über Presse- 
berichte, die über angebliche Menschenrechtsverletzungen der SWAPO 
berichten, informiert. 

Die in diesen Presseberichten beschriebenen Menschenrechtsverletzun- 
gen (Erdlochgefängnisse für SWAPO-Dissidenten, Zwangsprostitution) 
werden durch die Berichterstattung der deutschen Auslandsvertretungen 
nicht bestätigt. 
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Ferner erhält die Bundesregierung weitere Informationen zur Lage der 
Menschenrechte im südlichen Afrika bei den Konsultationen der westli- 
chen Afrikadirektoren. Auch unseren westlichen Partnern liegen keine 
Informationen vor, die die in den Presseberichten beschriebenen 
SWAPO-Menschenrechtsverletzungen bestätigen. 

4. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwir- 

Hedrich ken, daß eine internationale und unparteiische 

(CDU/CSU) Kommission eingesetzt wird, um die in Pressebe- 

richten erhobenen Vorwürfe, die von schweren 
Menschenrechtsverletzungen in den Flücht- 
lingslagern der SWAPO in Sambia und Angola 
sprechen, überprüfen zu lassen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ruhfus 
vom 19. Juli 

Die Bundesregierung verfolgt im südlichen Afrika eine konsequente 
Menschenrechtspolitik. Sie ist daher den Presseberichten über angebli- 
che Menschenrechtsverletzungen der SWAPO sorgfältig nachgegangen 
und sah sich dabei folgendem Sachverhalt gegenüber: 

Die bisher vorliegenden Presseberichte und eine entsprechende Doku- 
mentation der „Internationalen Gesellschaft für Menschenrechte" stützen 
sich auf Recherchen (Tonbandaufnahmen) eines der Bundesregierung 
nicht näher bekannten einzelnen Journalisten. Das Ergebnis dieser jour- 
nalistischen Recherchen konnte bisher von dritter Seite nicht bestätigt 
werden. 

Angesichts dieser Sachlage erscheint es höchst zweifelhaft, daß eine 
internationale und unparteiische Kommission auf Grund der bisher vor- 
liegenden Berichterstattung Zusammentritt und die Zustimmung der 
Regierung Sambias und Angolas für Untersuchungen auf dem Territo- 
rium dieser Staaten erhält. 

Die Bundesregierung wird auch in Zukunft allen ihr vorliegenden Berich- 
ten über Menschenrechtsverletzungen im Zusammenhang mit der Nami- 
biafrage sorgfältig nachgehen und sich bei allen am Namibiakonflikt 
beteüigten Parteien für die Beachtung der Menschenrechte einsetzen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

5. Abgeordneter Treffen Presseberichte zu, daß der Parlamentari- 

Duve sehe Staatssekretär beim Bundesminister des In- 

(SPD) nern sich bei seiner Kritik an der Arbeit von 

Mitarbeitern der öffentlich-rechtlichen Rund- 
funkanstalten auf eine Ausarbeitung von Mitar- 
beitern des Bundesministeriums des Innern ge- 
stützt hat? 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 19. Juli 

Die vom Parlamentarischen Staatssekretär Spranger in seinem Interview 
mit den „Stuttgarter Nachrichten" geäußerten und mit Beispielen kon- 
kretisierte Kritik an der aktuellen Berichterstattung öffentlich-rechtlicher 
Rundfunkanstalten beruht auf eigenen Beobachtungen, auf vielfältigen, 
an das Bundesministerium des Innern herangetragenen Programmbe- 
schwerden aus weiten Bevölkerungskreisen sowie auf einer schwer- 
punktmäßig zusammengefaßten Auswertung von Mediendiensten, die 
jedermann zugänglich sind. 
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6. Abgeordneter Wenn dem so ist, warum hat der Parlamentari- 

Duve sehe Staatssekretär Spranger dann am 20. Juni 

(SPD) 1985 vor dem Deutschen Bundestag sein umstrit- 

tenes Interview mit den „Stuttgarter Nachrich- 
ten" als persönliche Meinungsäußerung des 
„einfachen Abgeordneten und Fernsehzuschau- 
ers" ausgegeben? 


Antwort des Staatssekretärs Kropp enstedt 
vom 19. Juli 

Die Frage gibt nur den abschließenden Satz der Ausführungen des 
Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger in der Aktuellen Stunde des 
Deutschen Bundestages am 20. Juni 1985 und diesen Satz - durch Aus- 
lassung des insoweit entscheidenden Wortes „auch" - nur unvollständig 
wieder (vgl. Bundestags-Protokoll, 146. Sitzung, S. 10 764 und 10 765), 

Der Parlamentarische Staatssekretär Spranger hat in seiner Rede einge- 
hend zu seiner in dieser Funktion geäußerten Kritik Stellung genommen 
und — unter Bezug auf die Rechtsprechung des Bundesverfassungsge- 
richts und des Bundesverwaltungsgerichts - das Recht und die Pflicht der 
Mitglieder der Bundesregierung dargelegt, auf Gefahren für die Gesell- 
schaft durch Einseitigkeit und Unausgewogenheit der Berichterstattung 
im Rundfunk notfalls in aller Deutlichkeit hinzuweisen. Daran anschlie- 
ßend hat er darauf aufmerksam gemacht, daß dieses Recht „auch" für 
Fernsehzuschauer gelte und er sich dieses sowie seine Pflicht als Abge- 
ordneter nicht absprechen lasse. 


7. Abgeordneter Warum maßt sich der Bundesminister des Innern 

Duve eine disziplinarrechtliche Kompetenz gegenüber 

(SPD) Sendungen an, die Fachbereiche des Ministe- 

riums (z. B. Umweltschutz und Innere Sicherheit) 
betreffen? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 19. Juli 

Nach der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 13. April 
1984 (veröffentlicht in der Neuen Juristischen Wochenschrift 1984, 
S. 2591) gehört das Recht der pohtischen Meinungsäußerung zu den 
„ureigenen verfassungsmäßigen Rechten der Regierung". Es gehört 
daher zu den Rechten des Bundesministers des Innern, öffentlich auf 
unzutreffende Berichterstattung gerade in denjenigen Bereichen hinzu- 
weisen, die seine politische und verfassungsrechtliche Verantwortung 
(Artikel 65 Satz 2 GG) betreffen. 

Die in der Frage enthaltene Unterstellung liegt daher völlig neben der 
Sache. 


8. Abgeordneter Treffen Berichte in den Medien zu, denen zufol- 

Antretter ge bei Gesprächen zwischen dem Bundesmini- 

(SPD) ster des Innern und dem Minister für öffentliche 

Sicherheit der Volksrepublik China im vergan- 
genen Jahr vereinbart wurde, daß die Bundesre- 
publik Deutschland der chinesischen Polizei 
Ausrüstungsgüter liefert, und um welche Güter 
handelt es sich dabei gegebenenfalls? 
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Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 19. Juli 

Anläßlich seiner Reise in die Volksrepublik China (14. bis 19. Mai 1984) 
hat der Bundesminister des Innern mit dem chinesischen Minister für 
öffentliche Sicherheit keine Vereinbarungen dahin gehend getroffen, daß 
die Bundesrepublik Deutschland Ausstattungsmaterial für die chinesi- 
sche Polizei liefert. Haushaltsmittel stehen dafür auch nicht zur Verfü- 
gung. Der Bundesminister des Innern hat der chinesischen Seite zuge- 
sagt, daß er behüflich sein und die erforderlichen Kontakte hersteUen 
werde, falls die chinesische Seite Material für ihre Polizei bei deutschen 
Firmen käuflich erwerben wolle. 


9. Abgeordneter Treffen Berichte zu, denen zufolge anläßlich des 

Antretter gleichen Besuchs vereinbart worden ist, chinesi- 

(SPD) sehe Polizei in der Bundesrepublik Deutschland 

auszubilden, und in welcher Form und in wel- 
cher Größenordnung geschieht dies gegebenen- 
falls? 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 19. Juli 

Der Bundesminister des Innern hat dem chinesischen Minister für öffent- 
liche Sicherheit zugesagt, daß chinesische Polizeibeamte in der Bundes- 
republik Deutschland zusätzliche Informationen erhalten können. Die 
chinesischen Wünsche umfassen im wesentlichen folgende Bereiche: 
Objekt- und Personenschutz, Kriminal technik, elektronische Datenverar- 
beitung sowie Feuerwehrwesen. Ende 1984 sind acht chinesische Feuer- 
wehrleute während einer Dauer von acht Wochen bei der Feuerwehr der 
bayerischen Landeshauptstadt München fortgebildet worden. 


Aus welchen Gründen erfolgte im Rahmen 
des Altanlagensanierungsprogramms die Förde- 
rung einer Rauchgasreinigungsanlage für das 
Heizkraftwerk Lichterfelde mit 48,7 Millionen 
DM, obwohl seit 1978 eine voUziehbare Auflage 
zur Entschwefelung bestand, und welche An- 
haltspunkte gab es, daß das gewählte Verfahren 
der Firma Saarberg-Hölter Umwelttechnik 
GmbH eine wesentliche Verbesserung gegen- 
über dem auferlegten Emissionsgrenzwert von 
950 mg pro Kubikmeter Abluft erbringen würde? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 25. Juli 

Der Firma BEWAG, Berlin, ist zur Durchführung des Projekts „Abgas- 
entschwefelung beim Heizkraftwerk Lichterfelde" eine Zuwendung im 
Rahmen des Programms der Bundesregierung zur Förderung von Investi- 
tionen auf dem Gebiet der Luftreinhaltung bei Altanlagen bewilligt 
worden. Die Bedingungen des Programms waren erfüllt. An der Durch- 
führung des vorgenannten Vorhabens besteht ein erhebliches Bundesin- 
teresse. Es soll demonstriert werden, daß auch unter schwierigen Rand- 
bedingungen, z. B. beengte Raumverhältnisse, begrenzte zulässige Bau- 
massenzahl, Lage inmitten eines reinen Wohngebietes, Turmbauweise 
mit drei gesonderten Schornsteinen, nachträglich bei Ölkraftwerken eine 
Abgasentschwefelungsanlage eingebaut werden kann und Entschwefe- 
lungsgrade von ca. 90 v. H. im Dauerbetrieb erreichbar sind. 


10. Abgeordnete 

Frau 

Hönes 

(DIE GRÜNEN) 
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Die Entscheidung für die Auftragsvergabe an die Firma Saarberg-Hölter 
ist von der BEWAG nach Ausschreibung im freien Wettbewerb getroffen 
worden. 

11. Abgeordnete Welche wesentlichen Verbesserungen haben 

Frau sich gegenüber dem auferlegten Grenzwert von 

Hönes 950 mg pro Kubikmeter Abluft ergeben, und für 

(DIE GRÜNEN) welche anderen mit Schwerölen gefeuerte Kraft- 

werke können die mit diesem Demonstrations- 
vorhaben erworbenen Erkenntnisse noch ver- 
wendet werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 25. Juli 

Bei der vorgesehenen Verfahrenskonzeption - die Entschwefelungsan- 
lage behandelt nur die Abgase von zwei der drei gleichgroßen Kraftwerks- 
blöcke ~ mußte ein Schwefeldioxidabscheidegrad in den gereinigten 
Abgasen von ca. 90 v. H. erzielt werden, um den auferlegten Gesamte- 
missionswert von 950 Milligramm S02/m^ einhalten zu können. Ein 
dermaßen hoher Entschwefelungsgrad war damals noch nicht Stand der 
Technik. Die mit der Abgasentschwefelungsanlage erworbenen Erkennt- 
nisse können bei allen übrigen Ölkraftwerken bzw. bei mit schwerem 
Heizöl beschickten Industriefeuerungsanlagen genutzt werden. 


12. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 

Graf Hyun Tatsache, daß die Schweiz nunmehr gesetzlich 

(CDU/CSU) festgelegt hat, daß ab 1. Juli 1986 Textüwasch- 

mittel keine Phosphate mehr enthalten dürfen 
(Neue Züricher Zeitung vom 5. Juli 1985), 
entsprechende Maßnahmen schon jetzt zu er- 
greifen, ohne EG -einheitliche Regelungen abzu- 
warten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 19. Juli 

Die Bundesregierung sieht auch weiterhin die Voraussetzungen für eine 
über die eingeführten Reduktionsstufen hinausgehende Herabsetzung 
des Phosphatan teils in Waschmitteln nicht als erfüllt an, da geeignete, 
ökologisch unbedenkliche Ersatzstoffe noch nicht zur Verfügung stehen. 

In der Schweiz ist das Verbot von Phosphaten in Textilwaschmitteln 
insbesondere wegen der größeren Anzahl stehender Gewässer und der 
Gefahr der Eutrophierung festgelegt worden. Als Ersatz wird u. a. NTA 
bis zu einem Anteil von 5 v. H. zugelassen. Dabei wird davon ausgegan- 
gen, daß wegen des erheblich höheren spezifischen Wasseraufkommens 
einerseits geringe NTA-Konzentrationen im Gewässer sichergestellt und 
andererseits auch wegen der in der Vergangenheit geringeren Belastung 
der Gewässersedimente mögliche Remobilisierungseffekte der Schwer- 
metalle aus den Sedimenten ausgeschlossen werden können. Bei Ausnut- 
zen des zugelassenen Grenzwertes werden beispielsweise im Hochrhein 
NTA-Konzentrationen unter zehn Mikrogramm pro Liter erwartet. 

Diese wasserwirtschaftlichen Gegebenheiten sind mit denen der Bundes- 
republik Deutschland nicht vergleichbar. 

Insofern hat sich auch gegenüber den Aussagen in den Antworten auf die 
Kleine Anfrage über „ Phosphate und Phosphatersatzstoffe " (Drucksache 
10/2726) und auf Ihre schriftliche Frage vom 29. März 1985 (Drucksache 
10/3176) nichts geändert. 
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13. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Ziege- 

Stockleben leien teilweise Galvanik- Schlämme verbrannt 

(SPD) werden, und hält sie eine derartige Beseitigung 

dieser Schlämme für unbedenklich? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 19. Juli 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß auf Landesebene Untersuchungen 
zur Verwertung von Galvanik -Schlämmen bei der Ziegelhersteliung 
durchgeführt worden sind. Im Mittelpunkt stand dabei die Frage mög- 
licher Schadstoffemissionen. Entsprechende Messungen haben gezeigt, 
daß die einschlägigen Werte der TA Luft eingehalten werden. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Untersuchungsergebnisse 
dazu beigetragen haben, den Einsatz derartiger Schlämme in Ziegeleien 
zu ermöglichen. Galvanik-Schlämme werden hierbei in geringer Menge 
(durchschnittlich 2 v. H. bis 3 v. H., bezogen auf Trockensubtanz) der 
Ziegelmasse zugesetzt, so daß durch den Brennvorgang eine feste Ein- 
bindung der darin enthaltenen Metalle erfolgt. 

Die Bundesregierung sieht in dem Einsatz von Galvanik-Schlämmen in 
Ziegeleien ein Beispiel, wie der Verwertung von Abfällen Vorrang vor 
ihrer Beseitigung eingeräumt werden kann, wenn damit keine nachteüi- 
gen Auswirkungen auf die Umwelt verbunden sind. 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
das Eingangsamt für Absolventen der Fachhoch- 
schulen für Forstwirtschaft im Hinblick auf die 
mit diesem Studium erworbene technische Aus- 
bildung in Bund und Ländern einheitlich Besol- 
dungsgruppe A 10 - wie in Bayern - sein muß? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 25. Juli 

Mit Urteil vom 11. März 1980 - Vf. 8-VII-78/Vf.lO-VII-78 - hat der 
Bayerische Verfassungsgerichtshof die Ansicht vertreten, daß die Lauf- 
bahn des gehobenen Forstdienstes in Bayern seit dem 1. September 1976 
eine technische Laufbahn sei. Die Entscheidung geht vor allem von 
laufbahnrechtlichen Überlegungen aus-, über besoldungsrechtliche Aus- 
wirkungen hat der Verfassungsgerichtshof ausdrücküch nicht ent- 
schieden. 

Auf Grund der Entscheidung des Bayerischen Verfassungsgerichtshofes 
ist die Frage der Zuordnung der Laufbahn des gehobenen Forstdienstes 
mehrfach in den Arbeitskreisen für Beamtenrechtsfragen und für Besol- 
dung sfragen erörtert worden. 

Der Arbeitskreis für Beamtenrechtsfragen hat in seiner Sitzung vom 13./ 
14. November 1980 mehrheitlich die Auffassung vertreten, daß für die 
Zuordnung einer Laufbahn zum technischen oder nichttechnischen 
Dienst entscheidend ist, ob nach den Aufgabenanforderungen der Lauf- 
bahnen überwiegend technische Fähigkeiten, Kenntnisse und Fertigkei- 
ten für die Befähigung erforderlich sind. Die Zuordnung eines die Befähi- 
gung vermittelnden Studienganges im Hochschulb reich zu einem techni- 
schen Fachbereich und die Graduierung als Ingenieur könnten für die 
laufbahnrechtliche Zuordnung nicht entscheidend sein. Der Arbeitskreis 
vertrat mit Mehrheit die Auffassung, daß aus der oben genannten Ent- 
scheidung des Bayerischen Verfassungsgerichtshofes für die Zuordnung 
der Laufbahnen des gehobenen Forstdienstes außerhalb Bayerns keine 
allgemeinen Folgerungen gezogen werden sollten; d. h. daß diese Lauf- 
bahnen auf Grund der bisherigen Erkenntnisse nicht dem technischen 
Dienst zuzuordnen sind. 


14. Abgeordneter 

Dr. Rumpf 

(FDP) 
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Auf der Grundlage des vorgenannten Beschlusses hat der Arbeitskreis 
der Länder für Besoldungsfragen am 26727. März 1981 gefolgert, daß der 
gehobene Forstdienst auch besoldungsrechtlich dem nichttechnischen 
Dienst zuzurechnen ist. 

Somit ist auf Grund der Entscheidung des Bayerischen Verfassungsge- 
richtshofs nur das Land Bayern gehalten, die Laufbahn des gehobenen 
Forstdienstes als technische Laufbahn anzuerkennen; in den übrigen 
Bundesländern und beim Bund wird sie sowohl laufbahnrechtlich als 
auch besoldungsrechtlich dem nichttechnischen Dienst zugeordnet. 


15. Abgeordneter Welche Initiativen wird die Bundesregierung ge- 

Dr. Rump! gebenenfalls ergreifen, um eine einheitliche Ein- 

(FDP) Stufung dieses Personenkreises mit dem Grad 

„Dipl.-Ing. (FH)" in Bund und Ländern zu er- 
reichen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 25. Juli 

Aus den vorstehenden Gründen wird die Bundesregierung für die Absol- 
venten der Fachhochschulen für Forstwirtschaft außerhalb Bayerns keine 
Initiativen ergreifen, um eine Zuordnung des Eingangsamtes zur Besol- 
dungsgruppe A 10 in Bund und Ländern zu erreichen. 

16. Abgeordneter Wie beurteüt die Bundesregierung die Tatsache, 

Dr. Rose daß in Berlin (West) in diesem Jahr - nach 

(CDU/CSU) Aussagen von Innensenator Liimmer - bereits 

11 617 Ausländer einen Antrag auf Asyl gestellt 
haben und daß mehr als 10000 Asylbewerber 
weiterverteüt wurden, hauptsächlich nach Bay- 
ern imd Baden-Württemberg? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 25. Juli 

Um eine gleichmäßige Belastung der einzelnen Bundesländer mit Asyl- 
bewerbern zu gewährleisten, sieht § 22 des Asylverfahrensgesetzes eine 
Verteüung der Asylsuchenden auf alle Bundesländer nach einem 
bestimmten Schlüssel vor. Länder mit geringeren Zugangszahlen haben 
zur Entlastung der Länder mit hohen Zugangszahlen einen Teü der 
Asylbewerber zu übernehmen. 


Von den im Zeitraum vom 1. Januar bis 8. Juli 1985 aus Berlin in das 
Verteüungsverfahren gelangten 12 371 Personen wurden zugewiesen 
nach 


Baden-Württemberg 

3173 

Personen 

Bayern 

4411 

Personen 

Bremen 

6 

Personen 

Hamburg 

9 

Personen 

Hessen 

36 

Personen 

Niedersachsen 

1137 

Personen 

Nordrhein-Westfalen 

1230 

Personen 

Rheinland- Pfalz 

1372 

Personen 

Saarland 

91 

Personen 

Schleswig-Holstein 

166 

Personen. 


740 Personen entfielen auf Berlin (West) selbst. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß der Zustrom der illegal nach 
Berlin (West) Einreisenden auf Grund der neuen Maßnahmen der DDR 
zurückgehen wird. Dies hat auch Auswirkungen auf die Aufnahmever- 
pflichtungen der anderen Bundesländer. 
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17. Abgeordneter 
Dr. Rose 
(CDU/CSU) 


Registriert die Bundesregierung den wachsen- 
den Widerstand der bayerischen Bevölkerung 
gegen die anschwellende Asylantenzahl, und 
was will sie dagegen tun? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 25. Juli 

Die Bundesregierung teilt die Sorge über die erneut stark angestiegene 
Zahl der Asylbewerber. Noch immer wird das Asylrecht zu einem sehr 
hohen Anteil von Ausländern in Anspruch genommen, die die Anerken- 
nungsvoraussetzungen nicht erfüllen. Dies stellt Bund, Länder und 
Gemeinden vor ernste Probleme. 

Die Bundesregierung ist sich deshalb mit dem Bundesrat darin einig, daß 
- nicht zuletzt im Interesse der tatsächlich pohtisch Verfolgten - einem 
Mißbrauch des Asylrechts entgegengewirkt werden muß. 

Darüber hinaus ist es notwendig, die Asylproblematik - auch unter 
Berücksichtigung der internationalen Verhältnisse - umfassend zu erör- 
tern und nach Lösungsansätzen zu suchen, wie unsere humanitären und 
rechtlichen Verpflichtungen in Einklang mit unseren tatsächlichen Mög- 
lichkeiten gebracht werden können. 

Die Bundesregierung hat deshalb bereits am 13. Februar 1985 eine 
interministerielle Kommission eingesetzt und beauftragt, die gesamte 
Problematik aufzulisten und so aufzubereiten, daß eine intensive Diskus- 
sion hierüber geführt werden kann. Die Kommission wird ihren Bericht 
voraussichtiich im Herbst dieses Jahres vorlegen. 


18. Abgeordneter 
Zierer 
(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung zu dem Vor- 
schlag, das bisherige Warnsystem für den zivilen 
Bevölkerungsschutz dahin gehend umzustellen, 
daß die bisherige Sirenenalarmierung mit einer 
Information durch den Rundfunk gekoppelt 
wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 25. Juli 

Die Warnung der Bevölkerung vor den Gefahren, die ihr in einem 
Verteidigungsfall drohen, erfolgt nach derzeitiger Konzeption sowohl 
durch Sirenensignale der ca. 67 000 Sirenen als auch mittels Durchsagen 
der Rundfunkanstalten zur Warnlage. Eine Koppelung beider Wammittel 
ist somit nichts Neues. 

Zur Zeit werden Überlegungen angestellt, ob upd inwieweit durch Ver- 
stärkung der Warnkomponente „Rundfunkdurchsagen" eine Reduzie- 
rung des Sirenennetzes möghch erscheint. Sie sind Teü einer Untersu- 
chung, die die Anpassung der Wamtaktik und -technik an die Waffenent- 
wicklung und geänderten Kriegsbildannahmen zum Ziel hat soyne die 
Senkung der Ausgaben für den Warndienst unter Beibehaltung einer 
hohen Warneffektivität. Hierzu hat der Bund eine Arbeitsgruppe mit den 
Ländern Nordrhein-Westfalen und Rheinland -Pfalz gebildet. Ein Ergeb- 
nis wird voraussichtiich noch in diesem Jahr vorhegen. 


19. Abgeordneter 
Zierer 
(CDU/CSU) 


Ist beabsichtigt, das derzeitige rietzabhängige 
Sirenensystem auf ein netzunabhängiges oder 
teilnetzunabhängiges System umzurüsten, bei- 
spielsweise auf Funkauslösung? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 25. Juli 

Die überwiegend aufgebauten Elektrosirenen sind in doppelter Weise 
netzabhängig. Zum einen erfolgt die Energieversorgung durch Anbin- 
dung an die Leitungsnetze der Energieversorgurigsunternehmen (EVU), 
zum anderen werden die Sirenen über die Telefonleitungen der Deut- 
schen Bundespost angesteuert. Diese doppelte Netzabhängigkeit kann 
z. B. durch eine Eigenenergieversorgung (so bei den z. Z. aufgebauten 
500 Hochleistungssirenen) oder durch eine Funkansteuerung (so bei den 
Feuerwehrsirenen) reduziert werden, ln welchem Umfang diese auch im 
Hinblick auf die hohen Leitungsgebühren von über 60 Millionen DM im 
Jahr angestrebten Möglichkeiten umsetzbar sind, hängt.von den Ergeb- 
nissen der Untersuchung über die Neukonzeption des Warndienstes 
(siehe Antwort zu Frage 18) ab. 


20. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den von der 

Egert Gewerkschaft Öffentliche Dienste Transport und 

(SPD) Verkehr vorgelegten überarbeiteten Entwurf 

eines Manteltarifvertrages für Auszubildende in 
der Krankenpflege und Geburtshilfe? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 25. Juli 

Zwischen den öffentlichen Arbeitgebern und den Gewerkschaften finden 
gegenwärtig Tarifverhandlungen über die Rechtsverhältnisse der Auszu- 
büdenden in der Krankenpflege/Kinderkrankenpflege, der Geburtshüfe 
und der Krankenpflegehilfe statt. Tarifvertragliche Regelungen sind 
- hierüber besteht Einvernehmen - erforderlich geworden, nachdem die 
AusbUdungen durch das neue Krankenpflegegesetz (Inkrafttreten 1. Sep- 
tember 1985) und das neue Hebammengesetz (Inkrafttreten 1. Juli 1985) 
auf eine neue Grundlage gestellt worden sind. Die bisherigen Tarifver- 
träge für den Bereich der Krankenpflege und Krankenpflegehilfe galten 
ausdrücklich nur für die Ausbüdung nach dem alten Krankenpflegege- 
setz und sind zudem gekündigt. Für die Ausbildung in der Geburtshüfe 
gab es bisher überhaupt keinen Tarifvertrag. In den Tarif Verhandlungen 
haben sowohl die Gewerkschafts- wie die Arbeitgeber Seite Vorschläge 
für manteltarifvertraghche Regelungen vorgelegt. 

Die Bundesregierung sieht es nicht als ihre Aufgabe an, eine Beurteilung 
zu Vorschlägen in laufenden Tarif Verhandlungen abzugeben. 

Der Bund ist an diesen Verhandlungen als Arbeitgeber für die (relativ 
wenigen) Ausbildungsverhältnisse dieser Art im Bundesdienst beteitigt; 
Verhandlungsführer der Arbeitgeberseite ist die Vereinigung der kom- 
munalen Arbeitgeberverbände, daneben die Tarif gemeinschaft deut- 
scher Länder. 

21. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Ausbil- 

Egert dungsvergütungen für Auszubildende in der 

(SPD) Krankenpflege, in der Geburtshilfe und in der 

Krankenpflegehilfe drastisch abzusenken? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 25. Juli 

Es trifft zu, daß die Arbeitgebervorschläge für die Ausbildungsvergütun- 
gen in der Krankenpflege/Kinderkrankenpflege und in der Krankenpfle- 
gehüfe niedrigere Sätze vorsehen als sie in den bisherigen für die Ausbil- 
dung nach dem alten Krankenpflegegesetz geltenden Tarifverträgen 
vorgesehen waren. Die neuen Sätze betreffen die erstmalige Festsetzung 
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der Vergütung für Ausbildungsverhältnisse, die nach dem neuen Kran- 
kenpflegegesetz begründet werden, nicht aber die bereits nach altem 
Recht begründeten Ausbildungsverhältnisse. Für die Ausbildung in der 
Geburtshilfe hat es, wie zu Frage 20 bereits erwähnt, bisher keinen 
Tarifvertrag gegeben. 

Die vorgeschlagenen neuen Sätze orientieren sich an den tarifvertraglich 
für Auszubildende, die dem Beruf sbüdungsgesetz unterliegen, ver- 
einbarten Vergütungen. Die Vorschläge werden von der Arbeitgeber- 
seite mit dem nach neuem Recht gestiegenen Anteü der Unterrichtsver- 
anstaltungen im Rahmen der Ausbildung, mit der verbesserten Anrech- 
nung auf den Stellenschlüssel und mit der Kosten- und Ausbüdungsplatz- 
situation im Krankenhausbereich begründet. Die Verhandlungen werden 
Ende des Monats fortgesetzt; mit Rücksicht auf die anstehenden Neuein- 
stellungen sind vorläufige Regelungen unter dem Vorbehalt eines Ver- 
handlungsergebnisses getroffen worden. 


22. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung gegebenen- 

Egert falls die Auswirkungen dieser Pläne auf die Aus- 

(SPD) bildungssituation der betroffenen Jugendlichen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 25. Juli 

Von der Vergütungsseite her wäre die Ausbildungssituation nicht anders 
als bei Auszubüdenden nach dem Beruf sbüdungsgesetz; von der 
Kostenseite her gehen die Vorschläge davon aus, daß Neueinstellungen 
erleichtert würden. 


23. Abgeordneter Wie verhält sich die geplante Absenkung der 

Egert genannten Ausbüdungsvergütungen zu der 

(SPD) BAföG-Fördefung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 25. Juli 

Anders als die betrieblichen Ausbüdungen nach dem Beruf sbüdungsge- 
setz, sind die Ausbüdungen in der Krankenpflege/Kinderkrankenpflege, 
Geburtshilfe und Krankenpflegehüfe von einer BAföG-Förderung nicht 
ausgeschlossen. 

Die Förderung setzt voraus, daß 

— der Auszubildende entweder nicht bei seinen Eltern wohnt, weü von 
der Wohnung der Eltern aus eine entsprechende zumutbare Ausbü- 
dungsstätte nicht erreichbar ist, oder einen eigenen Haushalt führt 
und mit mindestens einem Kind zusammenlebt und 

- der anzurechnende Betrag der Ausbüdungsvergütung (gegebenen- 
falls einschheßlich anrechenbaren Einkommens des Ehegatten und 
der Eltern) den einschlägigen Bedarfssatz nach dem BAföG von z. Z. 
510 DM monatlich unterschreitet. 

Nennenswerte Auswirkungen im Bereich der BAföG-Förderung sind 
danach nicht zu erwarten. 

24. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr, Sperling weitgehende Bodenversiegelung und Zuführung 

(SPD) des dort niedergehenden Regenwassers zur Ka- 

nalisation den natürlichen Wasserkreislauf schä- 
digt und die Kosten der Abwasserklärung er- 
höht? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 24. Juli 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß das Sammeln und Behan- 
deln von Niederschlagswasser die Kosten der Abwasserbeseitigung 
erhöht. Diese Kosten sind jedoch aus Gründen des Gewässer- und Boden- 
schutzes immer dann unumgänglich, wenn im Bereich dichtbesiedelter 
und durch bauliche Maßnahmen besonders beanspruchter Hächen mit 
erhöhten Immissionsbelastungen durch Haushalt, Gewerbe, Industrie 
und Verkehr zu rechnen ist. Um die Gefährdungen von Wasser und 
Boden gering zu halten, ist hier eine Befestigung der Oberfläche mit 
Ableiten des verunreinigten Niederschlagswassers notwendig. Dadurch 
kann zwar die Grundwasserneubüdung beeinträchtigt, eine Gefährdung 
der Wasserqualität jedoch weitgehend verhindert werden. 


25. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr. Sperling eine teilweise Entsiegelung bisher befestigter 

(SPD) Flächen die Grundwasserbildung verbessern 

würde, und was tut die Bundesregierung in die- 
sem Sinne? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 24. Juli 

Eine teüweise Entsiegelung bisher befestigter Flächen kann die Grund- 
wassemeubüdung verbessern. Es sind allerdings im Einzelfall die 
Belange des Gewässer- und Bodenschutzes zu beachten. Zur Unterstüt- 
zung solcher Maßnahmen durch die zuständigen Länder hat die Bundes- 
regierung die Entwicklung von Methoden zur Aufrechterhaltung der 
natürlichen Versickerung von Wasser in bebauten Gebieten gefördert. 

Im Rahmen der Umsetzung der Bodenschutzkonzeption werden darüber 
hinaus die Aspekte der Begrenzung der Bodenversiegelung und der 
Verbesserung der Grundwasserneubildung mit besonderem Gewicht 
verfolgt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

26. Abgeordneter Welche konkreten steuerlichen Maßnahmen 

Weinhofer plant die Bundesregierung im einzelnen zur Er- 

(SPD) leichterung der finanziellen Lage gefährdeter 

kleinbäuerlicher Betriebe, insbesondere bei Ver- 
äußerungsgewinnen von landwirtschaftlichen 
Nutzflächen, bei der Tügung von Betriebsschul- 
den und bei der Abfindung weichender Erben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 18. Juli 

Die Bundesregierung prüft Forderungen, die Geltungsdauer des § 14 a 
Abs. 4 Einkommensteuergesetz (EStG) zu verlängern, wonach Gewinne 
aus der Veräußerung einzelner land- und forstwirtschaftlicher Grund- 
stücke unter bestimmten Voraussetzungen zur Einkommensteuer nur 
herangezogen werden, soweit sie 60 000 DM übersteigen. Darüber hin- 
aus prüft die Bundesregierung, ob die Steuervergünstigung des § 14 a 
EStG ausgeweitet werden sollte auf Fälle, in denen der Veräußerungser- 
lös zur Schuldentilgung verwendet wird. Diese Prüfungen sind noch nicht 
abgeschlossen. Sie konnten u. a. deshalb noch nicht abgeschlossen wer- 
den, weil sich dabei schwierige verfassungsrechtliche Probleme ergeben. 
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27. Abgeordneter In weichem zeitlichen Rahmen gedenkt die Bun- 

Weinhofer desregierung das gesetzgeberische Verfahren 

(SPD) sowie das Inkrafttreten der einzelnen Maßnah- 

men zu verwirklichen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 18. Juli 

Die Bundesregierung wird etwaige Vorschläge zur Verbersserung der 
Besteuerung der Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft im weiteren 
Verlauf der Beratungen über das Steuerbereinigungsgesetz 1986 unter- 
breiten. 

28. Abgeordneter Wie lange und mit wieviel Teünehmern wurde 

Wieczorek die 50- Jahr- Feier des mit vier Beamten besetzten 

(Duisburg) Zollamtes Helgoland begangen? 

(SPD) 

29. Abgeordneter Welche Transportmittel und wieviel Personal 

Wieczorek wurden für diese Feierlichkeiten eingesetzt? 

(Duisburg) 

(SPD) 


30. Abgeordneter 

Wieczorek 
(Duisburg) 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 18. Juli 

Zu Frage 28 

Die Feierlichkeiten fanden am 24. und 25. Mai 1985 (Freitag und Samstag 
vor Pfingsten) statt und bestanden aus einem Festakt auf Helgoland mit 
rund 150 Gästen sowie mehreren Konzerten der. Zoilkapelle Berlin in 
Cuxhaven und auf Helgoland. Außerdem war im Rathaus von Helgoland 
eine vierzehntägige Ausstellung „50 Jahre Zollamt Helgoland" einge- 
richtet. 

Zu Frage 29 

Als Transportmittel wurden drei Zollboote, ein Omnibus und ein Perso- 
nenkraftwagen eingesetzt. 

An Personal der Zollverwaltung waren zwei Beamte der Oberfinanzdi- 
rektion Hamburg und ein Beamter des Zollamtes Cuxhaven eingesetzt. 
Das Personal des Zollamtes Helgoland hat in seiner Freizeit freiwillig 
mitgearbeitet. 

Zu Frage 30 

Für die Verwaltung sind an Kosten entstanden 

a) Treibstoffverbrauch der Zollboote 
und Kraftfahrzeuge 

b) Tage- und Übernachtungsgelder 
für die Zollkapelle Berlin 

c) Bewirtung von Gästen, insbesondere 
bei der Eröffnungsfeier und für 
Pressevertreter 


= 6 879 DM 

= 5 090 DM 

= 1 480 DM 


Wie hoch waren die Gesamtkosten für die Feier- 
lichkeiten (einschließlich der Inanspruchnahme 
von Transportmitteln und Personal)? 
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d) Reisekosten für zwei Beamte der 
Oberfinanzdirektion Hamburg und 

einen Beamten des Zollamtes Cuxhaven = 1 002 DM 

zusammen = 14 451 DM 

Die Transportkosten für die Zollkapelle Berlin in Höhe von 3 200 DM 
wurden von der Kurverwaltung Cuxhaven und von einer Reederei über- 
nommen. 


Das Jubiläum war für die Zollverwaltung ein willkommener Anlaß, im 
Rahmen ihrer Öffentlichkeitsarbeit nicht nur die Aufgaben des Zollamtes 
Helgoland darzustellen, sondern vor allem die vielfältigen Aufgaben des 
Zolls im Bereich der Nordsee (z. B. Fischereiaufsicht, Bekämpfung der 
Meeresverschmutzung, Verhinderung des Rauschgiftschmuggels, Über- 
wachung des Washingtoner Artenschutzübereinkommens) einer breiten 
Öffentlichkeit zu vermitteln. Die Veranstaltungen fanden in den Medien 
große Beachtung. 

31. Abgeordneter 

Wieczorek 
(Duisburg) 

(SPD) 


Wie viele der von der Bundesverwaltung insge- 
samt im ersten Halbjahr 1985 angeschafften 
Fahrzeuge sind entsprechend der Aufforderung 
des Haushaltsausschusses vom 20. September 
1984 mit Katalysatoren ausgerüstet worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 18. Juli 


Der Haushaltsausschuß wird entsprechend seiner Bitte vom 8. November 
1984 zu Beginn der Beratung des Entwurfs des Bundeshaushaltsplans 
1986 über den Vollzug seines Beschlusses vom 20. September 1984 unter- 
richtet. Die dazu notwendigen Angaben der Ressorts liegen noch nicht 
vor. Eine Vorabinformation ist deshalb gegenwärtig nicht möglich. 


32. Abgeordneter Kann die Bundesregierung darüber Auskunft ge- 

Kolb ben, wie sich die Erwerbstätigenstruktur von 

(CDU/CSU) 1969 bis 1982 im Vergleich Beschäftigte im öf- 

fentlichen Dienst (Bund, Länder und Gemein- 
den) zu den übrigen Beschäftigten entwickelt 
hat? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 18. Juli 

Die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung des Statistischen Bundesam- 
tes weist für den Anteil der Beschäftigten im Öffentlichen Dienst (Gebiets- 
körperschaften) an den Erwerbstätigen bzw. beschäftigten Arbeitneh- 
mern insgesamt folgende Entwicklung aus: 



1969 

1982 

Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
(Gebietskörperschaften, in Tausend) 

2 684 

3 762 

in V. H. aller Erwerbstätigen 
im Inland 

10,2 

14,7 

in V. H. aller beschäftigten 

Arbeitnehmer im Inland 

12,4 

16,8 


33. Abgeordneter 

Kolb 

(CDU/CSU) 


Welche zusätzlichen Belastungen für die öffentli- 
chen Haushalte ergaben sich aus dieser Verän- 
derung 1982 bei einem Index 1969? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 18. Juli 

Die Belastungen, die sich für die öffentlichen Haushalte auf Grund dieser 
Veränderung der Erwerbstätigenstruktur ergaben, können aus einer 
Reihe von statistischen und methodischen Gründen nicht genau berech- 
net werden. Grundsätzlich wären diese zusätzlichen Belastungen 
dadurch zu ermitteln, daß man die Beschäftigtenzahl bei konstantem 
Anteil des öffentlichen Dienstes an den Erwerbstätigen errechnet und die 
Differenz zur tatsächlichen Beschäftigtenzahl multipliziert mit einem 
Durchschnittseinkommen im öffentlichen Dienst. Dafür ist das gegenwär- 
tige durchschnittliche Einkommen im öffentlichen Dienst jedoch nicht 
geeignet, sondern es müßte um Effekte bereinigt werden, die sich aus der 
veränderten Beschäftigtenzahl ergeben haben. Beispielsweise wird das 
Durchschnittseinkommen beeinflußt durch den Altersaufbau der 
Beschäftigten, den Anteil der Teilzeitbeschäftigten an der Gesamtbe- 
schäftigung und nicht zuletzt durch die Verteilung auf die einzelnen 
Besoldungsgruppen. Um diese Bereinigungen vornehmen zu können, 
wären umfassende statistische Unterlagen erforderlich, die in dieser 
detaillierten Form nicht vorliegen. 


34. Abgeordneter 
Vogel 
(München) 

{DIE GRÜNEN) 


Wie wird in den Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaft der öffentliche Perso- 
nennah- und -femverkehr umsatzsteuerrecht- 
lich behandelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 18. Juli 

Die Regelungen sind sehr unterschiedlich. 

Sie reichen vom Nullsatz in Großbritannien und einer Steuerbefreiung in 
Dänemark und Irland bis zu ermäßigten Sätzen in den anderen Staaten. 
Teilweise erfolgt auch, wie in der Bundesrepublik Deutschland, eine 
unterschiedliche Behandlung für Nahverkehr und Fernverkehr. Die Ein- 
zelheiten ergeben sich aus der nachstehenden Übersicht. 

Anlage zu I B 6 - Vw 9010 - 95/85 


Umsatzsteuerrechtliche Behandlung der Personenbeförderung 
in den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 
{ohne Bundesrepublik Deutschland) 


Staaten 

Nahverkehr 

Fernverkehr 

1 

2 

3 

Belgien 

ermäßigter Steuersatz {6 v. H.) 

Dänemark 

Steuerbefreiung 

Frankreich 

ermäßigter Steuersatz {7 v. H.) 

Griechenland 

Sondersatz für Beförderungsleistimgen {8 v. H.) 

Großbritannien 

Nullsatz 

Irland 

Steuerbefreiung 

Italien 

Steuerbefreiung 

Normalsatz {18 v. H.) 

Luxemburg 

ermäßigter Steuersatz {6 v. H.) 

Niederlande 

ermäßigter Steuersatz {5 v. H.) 
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35. Abgeordneter 

Müntefering 

(SPD) 


Wie hoch sind voraussichtlich die Einnahmeaus- 
fälle von Gemeinden, Ländern und Bund, die in- 
folge der jetzt beschlossenen Änderung der Ab- 
schreibungsbedingungen für Wirtschaftsgebäu- 
de in den nächsten fünf Jahren entstehen, und 
wie viele Arbeitsplätze werden nach Meinung 
der Bundesregierung durch die Änderung der 
Abschreibungsbedingungen für Wirtschaftsge- 
bäude in diesem Zeitraum zusätzlich geschaffen 
oder gesichert? 


36. Abgeordneter 

Müntefering 

(SPD) 


Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Mindereinnahmen der Kommunen, die in- 
folge der jetzt beschlossenen Änderung der Ab- 
schreibungsbedingungen für Wirtschaftsgebäu- 
de in den kommenden fünf Jahren entstehen, 
insbesondere zu Lasten der Investitionskraft der 
Gemeinden gehen, und wie hoch schätzt sie die 
Verluste an Arbeitsplätzen, die durch die so re- 
duzierte Investitionskraft der Gemeinden weiter- 
bestehen oder neu entstehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 23. Juli 

Die voraussichtlichen Einnahmeausfälle für die Gebietskörperschaften, 
die sich durch die beschlossene Änderung der Abschreibungsbedingun- 
gen für Wirtschaftsgebäude ergeben, sind für den Finanzplanungszeit- 
raum 1986 bis 1989 wie folgt veranschlagt: 


Steuermindereinnahmen 
Rechnungsjahre in Millionen DM 



1986 

1987 

1988 

1989 

Insgesamt 

- 785 

- 2 160 

- 3 600 

- 3 780 

davon: 





Bund 

- 336 

- 807 

- 1 251 

- 1 295 

Länder 

- 346 

- 853 

- 1 344 

- 1 396 

Gemeinden 

- 103 

- 500 

- 1 005 

- 1 089 


Durch die verbesserten Abschreibungsbedingungen für neue Wirt- 
schaftsgebäude sollen die Modernisierung und Erweiterung des Produk- 
tionspotentials der Wirtschaft gefördert werden. Mit dieser Maßnahme 
unterstützt die Bundesregierung die Bemühungen der privaten Wirt- 
schaft, Arbeitsplätze zu sichern und durch Erweiterungsinvestitionen 
neue Arbeitsplätze zu schaffen; In welchem Umfang dies geschehen 
wird, läßt sich nicht mit hinreichender Genauigkeit abschätzen. 

Im übrigen gehen der Hauptverband der Deutschen Bauindustrie und die 
Industriegewerkschaft Bau-Steine-Erden davon aus, daß durch das von 
der Bundesregierung am 1. Juh 1985 beschlossene bau wirtschaftliche 
Maßnahmenpaket insgesamt, also alle vier Maßnahmen zusammen, rund 
100000 Arbeitsplätze im Baubereich gesichert oder neu geschaffen wer- 
den können. 

Die Investitionskraft der Kommunen hängt nicht von der Veränderung 
einer Einnahmeart, sondern von der Entwicklung der gesamten Einnah- 
men- und Ausgabenstruktur ab. Der Konsolidierungserfolg der Gemein- 
den und Gemeinde verbände mit einem Finanzierungsüberschuß von 
1,5 Milliarden DM in 1984 und der vom Finanzplanungsrat in seiner 
letzten Sitzung am 19. Juni 1985 auch für den mittelfristigen Zeitraum bis 
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1989 geschätzte positive Verlauf des Finanzierungssaldos lassen erken- 
nen, daß die finanzwirtschaftlichen Voraussetzungen für einen Wieder- 
anstieg der kommunalen Investitionen gegeben sind. Daran ändern 
grundsätzlich auch die Auswirkungen der vorgesehenen Änderungen bei 
den Abschreibungsbedingungen für Wirtschaftsgebäude nichts, die 
keine absoluten Rückgänge des geschätzten Steueraufkommens in den 
einzelnen Jahren bewirken, sondern nur zu einer Verminderung der 
Zuwachsraten bei den betroffenen Steuern führen. 


37. Abgeordneter 

Rapp 

(Göppingen) 

(SPD) 


Hat die im Schreiben des Bundesministeriums 
der Finanzen vom 1. Oktober 1976 - IV A 7 - 
S 0015 - 30/76 - in Nummer 13 zu § 68 der 
Abgabenordnung vertretene Auffassung noch 
Gültigkeit, wonach unter „geselligen Veranstal- 
tungen" nur solche Veranstaltungen zu verste- 
hen sind, bei denen Nichtmitglieder des die Ver- 
anstaltung ausrichtenden Vereins nicht unbe- 
grenzt Zutritt haben, oder können nunmehr (vgl. 
Verfügung der Oberfinanzdirektion Karlsruhe 
vom 9. August 1983, S. 2922 A) auch Veranstal- 
tungen mit 3 000 Besuchern, unter denen der 
Anteü der Vereinsmitglieder nur 10 v. H. be- 
trägt, als steuerfreie Zweckbetriebe behandelt 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 25. Juli 

Die Rechtsauffassung der Bundesregierung ergibt gich nach wie vor aus 
dem Einführungserlaß zu § 68 der Abgabenordnüng (BMF- Schreiben 
vom 1. Oktober 1976 -IV A 7 - S0015 - 30/76 -). Danach sind unter 
„geselligen Veranstaltungen" solche Veranstaltungen zu verstehen, die 
der Pflege der vereinsinternen Geselligkeit, des Zusammengehörigkeits- 
gefühls der Mitglieder und der Werbung neuer Mitglieder dienen. Veran- 
staltungen, bei denen Nichtmitglieder unbegrenzten Zutritt haben und 
die den Zuschnitt gewerblicher Veranstaltungen haben, rechnen nicht 
dazu. 

Die Auffassung der Oberfinanzdirektion Karslruhe zur steuerrechtlichen 
Beurteüung eines Einzelfalles mit überwiegend nicht vereinszugehörigen 
Besuchern wird weder von der Bundesregierung noch vom Finanzmini- 
sterium Baden- Württemberg geteilt. Sie beruht auf einer zu großzügigen 
Auslegung des Begriffs der „geselligen Veranstaltungen" unter dem 
Gesichtspunkt der Werbung neuer Mitglieder. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


38. Abgeordneter 

Müntefering 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung unter bestimmten Be- 
dingungen nach der anstehenden Landtagswahl 
Niedersachsen zusätzlich „Maßnahmen zur Sta- 
bilisierung der Bauwirtschaft" beschließen, so 
wie sie nach der Landtagswahl Nordrhein-West- 
falen bis dahin abgelehnte zusätzliche „Maß- 
nahmen zur Stabilisierung der Bauwirtschaft" 
beschlossen hat, oder wird die Bundesregierung 
auf gar keinen Fall vor der Bundestagswahl 1987 
weitere Stützungshilfen für die Bauwirtschaft, 
die dort Beschäftigten und die arbeitslosen Bau- 
arbeiter durchführen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 22. Juli 

Die Bundesregierung sieht keinerlei Zusammenhang zwischen dem am 
1. Juli 1985 vom Bundeskabinett beschlossenen „Maßnahmen zur Stabili- 
sierung der Bauwirtschaft“ und der Landtagswahl in Nordrhein- Westfa- 
len. Wirtschaftspolitische Stützungsmaßnahmen zugunsten der Bauwirt- 
schaft waren notwendig geworden, weil der in dieser Branche unabding- 
bare Kapazitätsanpassungsprozeß über das erforderliche Maß hinauszu- 
gehen drohte - mit ganz erheblichen Konsequenzen für das gesamtwirt- 
schaftliche Wachstum und den Arbeitsmarkt. Die Bundesregierung wird 
sich auch künftig bei ihren Entscheidungen allein von sachlichen Krite- 
rien leiten lassen. 

Sind der Bundesregierung Klagen deutscher 
Kinoveranstalter über die zunehmende Kon- 
kurrenz auf Grund der Ausstrahlung von Spiel- 
fümen durch die öffentlich-rechtlichen Fern- 
sehanstalten bekannt, und wenn ja, sieht die 
Bundesregierung hier einen Handlungsbedarf? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 22. Juli 

Der Bundesregierung ist die gegenwärtige schwierige Situation der Film- 
theaterwirtschaft bekannt. In ihrer Antwort auf die schriftliche Frage 34 
(Drucksache 10/2988) des Abgeordneten Dr. Stavenhagen im Februar 
1985 hat sie zu den Sorgen der Kinoveranstalter bereits grundsätzlich 
Stellung genommen. 

Die Bundesregierung hatte seinerzeit ihre Absicht bekundet, die mög- 
hchen Kausalzusammenhänge zwischen der Ausstrahlung von Kinofil- 
men im Fernsehen und dem Besucherrückgang in den Kinos mit der 
Fümtheaterwirtschaft und den öffentlich-rechtiichen Fernsehanstalten 
eingehend zu besprechen und dabei auch Fragen der Programmgestal- 
tung im Fernsehen zu erörtern. 

Sie hat deshalb Anfang März d. J. in ausführhchen Gesprächen mit den 
öffentiich-rechtlichen Fernsehanstalten die aktuelle Situation der Film- 
theater erörtert und sich dafür eingesetzt, daß das Fernsehen zur Linde- 
rung der Probleme im Filmtheaterbereich einen angemessenen Beitrag 
leistet. 

Zwischenzeitlich hat die Verhandlungsgruppe Film/Fernsehen zweimal 
getagt und die aktuelle und akute Notlage der Film Wirtschaft, insbeson- 
dere der Fümtheaterwirtschaft, in bezug auf das Verhältnis Kino/Fernse- 
hen eingehend besprochen und Lösungsmögtichkeiten auch hinsichttich 
der Programmgestaltung des Fernsehens erörtert. 

In der letzten Sitzung am 4. Juli 1985 sind Absprachen über Programmän- 
derungen im Fernsehen im Sinne der Vorstellungen der Filmwirtschaft 
getroffen worden. Innerhalb einer dreimonatigen Testphase von Septem- 
ber bis November 1985 verzichten die beiden öffentlich-rechtlichen 
Fernsehanstalten am Freitag bzw. Samstag auf die Ausstrahlung kino- 
publikumswirksamer Filme. Ferner ist vereinbart worden, daß die Test- 
phase durch eine Untersuchung begleitet wird, die gemeinsam von den 
Fernsehanstalten und den Filmtheatern finanziert wird. Insgesamt soll 
festgestellt werden, wie sich die jeweilige Programmgestaltung von Kino 
und Fernsehen zugunsten des Publikums entzerren läßt. Schließhch ist 
abgesprochen worden, daß der Donnerstagabend, der künftige Kinoeröff- 
nungsabend, spielfümfrei bleiben soll. 

Die Bundesregierung begrüßt die Bereitschaft von Film und Fernsehen, 
aufeinander zuzugehen, und die Absicht des Fernsehens, zur Lösung der 
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Würtz 
(SPD) 



Drucksache 10/3679 


Deutsdier Bundestag — 10. Wahlperiode 


existentiellen Probleme der Filmtheater beizutragen. Sie ist zuversicht- 
lich, daß auf diesem Wege ein Interessenausgleich gefunden wird. 

Im Zusammenhang mit der in Kürze anstehenden Kabinettentscheidung 
zur Novelherung des Filmförderungsgesetzes wird der Bundesminister 
für Wirtschaft ein Gespräch mit den Öffentlich-rechthchen Fernsehanstal- 
ten führen, bei dem u. a. auch die schwierige Lage der Fümtheater eine 
Rolle spielen wird. 

40. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Lieferung von ins- 

Volmer gesamt 500 Maschinengewehren der Marke 

(DIE GRÜNEN) Heckler & Koch, die von der costaricanischen 

Polizei am 3. Juli 1985 an Bord eines dänischen 
Frachters beschlagnahmt wurden, genehnügt, 
und wer sollte nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung Empfänger dieser Waffen sein, die nach 
Darstellung von dpa „für die Regierungstruppen 
oder für die Rebellen" in Nicaragua bestimmt 
waren? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 24. Juli 

Die Bundesregierung hat keine Genehmigung zur Lieferung der von 
Ihnen angeführten Waffen nach Nicaragua erteilt. Ihr ist nicht bekannt, 
wer Empfänger der von der costaricanischen Pohzei beschlagnahmten 
Waffen sein soU. 

Ergänzend möchte ich darauf hinweisen, daß sich das Bundeskriminal- 
amt seit kurzem mit dem Sachkomplex befaßt. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

41. Abgeordneter Trifft es zu, daß die benachteüigten Agrarzonen 

Seehofer zum 1. Januar 1986 neu geändert werden? 

(CDU/CSU) 

42. Abgeordneter Welche Gemeinden aus den Landkreisen Eich- 

Seehofer stätt und Neuburg- Schrobenhausen sind derzeit 

(CDU/CSU) in der benachteiligten Agrarzone, und welche 

Änderungen sind vorgesehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 16. Juli 

Es trifft zu, daß Bund und Länder Überlegungen anstelle n, ob und in 
welchem Umfang neue benachteitigte Gebiete abgegrenzt werden soll- 
ten. Die Entscheidung hierüber wird voraussichtlich auf der nächsten 
Sitzung des Planungsausschusses der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" (PL AN AK) fallen. 

Folgende Gemeinden bzw. Gemeindeteile der Landkreise Eichstätt und 
Neuburg-Schrobenhausen gehören derzeit zu den benachteüigten Ge- 
bieten: 

Landkreis Eichstätt 
Gemeinden 

Denkendorf Kipfenberg Pollenfeld 

DoUnstein MÖmsheim Walting 
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Gemeinden mit Teilflächen 


Altmannstein 

Beilngries, Stadt 

Eichstätt 

Schernfeld 

Titting 


ohne Hagenhill, Laimerstadt, Ried, Schwab- 
stetten 

mit Biberbach, Gösselthal, Kottingwörth, Kot- 
tingwörthmühle, Leising, Pfennighof 

ohne Piethenfeld a. d. Leithen 

ohne Ferdinandsfeld, Geländer, Lagensallach, 
Lohrmannshof, Rupertsbuch, Sperberslohe, Wor- 
kerszell 

ohne Erkertshofen, Heiligenkreuz, Kaldorf, Pe- 
tersbuch 


Landkreis Neuburg- Schrobenhausen 
Gemeinden mit Teilflächen 

Rennersthofen mit Dünsberg, Kienberg, Störzelmühle, Trugen- 

hofen 

Ob und welche Änderungen sich in diesen beiden Kreisen ergeben 
werden, hängt von dem oben erwähnten PLAN AK- Beschluß ab. Darüber 
hinaus ist darauf hinzuweisen, daß Bund und Länder lediglich die 
Abgrenzungskriterien und deren Schwellenwerte gemeinsam festlegen. 
Die praktische Abgrenzung erfolgt dann in Eigenverantwortung des 
jeweiligen Bundeslandes. 


43. Abgeordneter 
Lowack 
(CDU/CSU) 


Welche Arten von Tierversuchen werden heute 
noch in der Bundesrepublik Deutschland durch- 
geführt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 23. Juli 

Wer zu Versuchzwecken Tiere für Eingriffe oder Behandlungen, die mit 
Schmerzen, Leiden oder Schäden verbunden sein können, verwenden 
will, hat dies der zuständigen Behörde anzuzeigen. Soweit Wirbeltiere 
betroffen sind, bedürfen solche Versuche der Genehmigung durch die 
zuständige Behörde; davon ausgenommen sind die Tierversuche, die auf 
Grund gesetzlicher Vorschriften oder richterlicher Anordnungen durch- 
zuführen sind. 

Die Techniken, die bei der Durchführung von Tierversuchen zur Anwen- 
dung kommen, sind außerordentlich vielfältig. Während im Bereich der 
Prüfung bestimmter Stoffe und Produkte meistens Standardmethoden 
angewandt werden, variieren die Versuchstechniken in den anderen 
Bereichen, insbesondere in der Forschung, sehr stark. 

Im Rahmen der Zulassung oder Registrierung von Stoffen erforderliche 
Tierversuche werden zum Teü nach Richtlinien und Ausführungsbestim- 
mungen der EG durchgeführt. Die biologischen Sicherheitstests für Arz- 
neimittel sind im Europäischen bzw. Deutschen Arzneibuch angeführt. 
Auch von der OECD sind Versuchsanordnungen in einschlägigen Richt- 
linien festgelegt worden. 

Zu den Standardmethoden gehören z. B. 

- Prüfung der akuten, sub akuten bzw. chronischen Toxizität, 

- Prüfung der Schleimhautverträglichkeit, 

- Prüfung auf Kanzerogenese (Tumorentstehung), 

- Prüfung auf Teratogenität (Entstehung von Mißbüdungen) , 

- Prüfung auf Mutagenität (Veränderung im Erbgefüge), 
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- Prüfung der Pharmakodynamik (Veränderungen der Funktionen des 
Organismus unter der Einwirkung eines Stoffes, z. B. Kreislaufwir- 
kung, zentralnervöse Wirkung), 

- Prüfung der Pharmakokinetik (Verhalten des Stoffes im Organismus, 
z. B. Resorption, Verteüung, Ausscheidung). 

Im Bereich der Grundlagenforschung sind je nach Fragestellung die 
verschiedensten Versuchsanordnungen denkbar. Dasselbe gilt für die 
angewandte Forschung, beispielsweise in der Transplantationschirurgie 
oder der Kardiologie. 

Generell sind Methoden mit der geringstmöglichen Belastung für das 
Versuchstier anzuwenden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers 
für innerdeutsche Beziehungen 


44. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, in welcher Hö- 
he DDR-Behörden Bundesbürger bei Verstößen 
gegen Verkehrsbestimmungen der DDR mit 
Geldbußen belegten, und entsprechen derartige 
Geldbußen der bei gleichen Verstößen in der 
Bundesrepubhk Deutschland angewandten 
Praxis? 


45. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Auskunft darüber ge- 
ben, in wie vielen Fällen DDR-Behörden in den 
letzten Jahren Verstöße von Bundesbürgern ge- 
gen Verkehrsbestimmungen der DDR mit wel- 
chen Strafen geahndet hat? 


46. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die DDR- 
Behörden gegenüber Bundesbürgern schärfere 
Verkehrskontrollen durchführen und auch leich- 
tere Verstöße härter bestrafen, so daß beispiels- 
weise bei Überschreitung vorgeschriebener 
Höchstgeschwindigkeiten der Führerschein ab- 
genommen werden kann? 


47. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Bundesbürger bei Nichtzahlung 
von teilweise unverhältnismäßig hohen Geldbu- 
ßen, die wegen Verkehrsverstößen bei Aufent- 
halten in der DDR durch DDR-Behörden ver- 
hängt wurden, von der DDR mit einem Fahrver- 
bot belegt worden sind, und was gedenkt die 
Bundesregierung dagegen zu tun? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 17. Juli 

Im Zusammenhang mit der Verursachung von schweren Verkehrsunfäl- 
len (§ 196 StGB/DDR) sind in der Zeit vom 4. Juni 1972 bis 30. Juni 1985 
insgesamt 423 Personen mit Wohnsitz im Bundesgebiet bzw. in BerÜn 
(West) von den DDR-Behörden festgenommen worden. In 269 Fällen 
wurden Freiheitsstrafen verhängt. 

Über die Anzahl und den Umfang von Geldbußen liegen der Bundesre- 
gierung keine umfassenden Erkenntnisse vor. 
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Die Bundesregierung weiß und hat wiederholt öffentlich darauf hinge- 
wiesen, daß der Straßenverkehr in der DDR intensiv überwacht wird; das 
güt in besonderem Maße für Autobahnen. Der Vorwurf einer willkürli- 
chen Anwendung von Straßenverkehrsvorschriften auf Verkehrsteilneh- 
mer aus der Bundesrepublik Deutschland wird gelegentlich in der Öffent- 
lichkeit erhoben. Er wird jedoch durch Erkenntnisse der Bundesregie- 
rung nicht bestätigt. Insbesondere gibt es keine gesicherten Beweise 
dafür, daß Verkehrsteilnehmer aus der Bundesrepublik Deutschland 
grundsätzlich strenger bestraft oder schlechter behandelt werden als 
Verkehrsteilnehmer aus der DDR. Allerdings ist zu berücksichtigen, daß 
auch in der DDR die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Verkehrsteilnehmers für die Bemessung von Geldstrafen und Geldbußen 
berücksichtigt werden können. Auch stehen den DDR-Behörden gegen 
Verkehrsteilnehmer aus der DDR zusätzliche Erkenntnis-, Erfassungs- 
und Sanktionsmöglichkeiten zu Gebote, die gegenüber anderen Ver- 
kehrsteünehmern keine Anwendung finden. Dadurch kann bei betroffe- 
nen Verkehrsteilnehmern durchaus der äußere Eindruck einer Ungleich- 
behandlung entstehen. 

Verstöße gegen die Straßenverkehrsbestimmungen der DDR können 
durch Bußgelder in Höhe von 10 DM bis 300 DM, in Sonderfällen bis zu 
1 000 DM geahndet werden (§ 47 Abs. 1 bis 3 StVO/DDR). Bei wiederhol- 
ten oder schwerwiegenden Zuwiderhandlungen gegen Straßenverkehrs- 
vorschriften ist auch der Entzug der Fahrerlaubnis möglich. In § 8 Abs. 4 
StVZO/DDR wird das ausdrücklich auch auf Inhaber von ausländischen 
Fahrerlaubnissen erstreckt. Bei der Festsetzung von Geldbußen sind 
neben Art und Schwere der Ordnungswidrigkeit auch die Umstände ihrer 
Begehung sowie „die zum Ausdruck gebrachte Disziplinlosigkeit"' und 
die „persönlichen Verhältnisse des Rechtsverletzers" zu berücksichtigen 
(§ 14 Gesetz zur Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten). Besondere 
Maßnahmen zur Sicherstellung einer einheitlichen Verfahrensweise, z. B, 
einen sogenannten Bußgeldkatalog, gibt es in der DDR bislang nicht. 

Fahrverbote auf Grund von wiederholten Ordnungswidrigkeiten im Stra- 
ßenverkehr der DDR -sind der Bundesregierung bislang nicht bekannt- 
geworden. Allerdings muß bei mehrfach wiederholter Nichtzahlung von 
Ordnungsstrafen mit einer Zurückweisung im Transitverkehr bzw. mit 
der Ablehnung von Einreisegenehmigungen gerechnet werden. Die Bun- 
desregierung hat deshalb Reisenden in und durch die DDR immer wieder 
empfohlen, die dort geltenden Straßenverkehrsvorschriften sorgfältig zu 
beachten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung 

48. Abgeordneter Trifft die Feststellung von Prof. Eberhard Hamer 

Engelsberger in einem Artikel in der Tageszeitung „Die Welt" 

(CDU/CSU) vom 4. Juti 1985 zu, daß von der Globalzahl von 

2,2 Millionen Erwerbslosen mindestens ein Drit- 
tel aus persönlichen Gründen der Wirtschaft für 
eine konkrete Arbeit überhaupt nicht zur Verfü- 
gung stehe, sondern diese Gruppe lediglich an 
der Unterstützung interessiert sei? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 22. Juli 

Die Bundesregierung kann die Feststellung von Prof. Eberhard Hamer, 
von der Globalzahl von 2,2 Milhonen Erwerbslosen stünden mindestens 
ein Drittel aus persönlichen Gründen der Wirtschaft für eine konkrete 
Arbeit überhaupt nicht zur Verfügung, nicht bestätigen. 
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Veraussetzung für den Leistungsbezug und für die Zählung als Arbeitslo- 
ser ist, daß der betreffende Arbeitnehmer der Arbeitsvermittlung für jede 
zumutbare Beschäftigung zur Verfügung steht. So steht es auch im 
Arbeitsförderungsgesetz (§103). 

Im Einzelfall läßt sich die Verfügbarkeit für die Arbeitsvermittlung aller- 
dings nur anhand eines konkreten Arbeitsangebots überprüfen. Bei der 
gegenwärtigen Arbeitsmarktsituation ist eine solche Überprüfung jedoch 
oft nicht möglich. 

Unbestritten ist, daß auch in der Arbeitslosenversicherung - wie bei 
anderen Versicherungsleistungen- mißbräuchliche Inanspruchnahme 
vorkommt. Jedem konkreten Verdacht auf mißbräuchliche Inanspruch- 
nahme der Leistungen des Arbeitsförderungsgesetzes wird von der 
Arb ei ts Verwaltung sofort und energisch nachgegangen. 

Für nicht vertretbar hält es allerdings die Bundesregierung, über 700 000 
arbeitslosen Arbeitnehmern pauschal und ohne konkreten Beweis vorzu- 
werfen, sie hätten an einer Arbeitsaufnahme kein Interesse. 


49. Abgeordneter 
Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Welche MögUchkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, den offensichüich bereits wieder in ver- 
schiedenen Regionen und Branchen auftreten- 
den Arbeitskräftemangel wirkungsvoll zu be- 
heben und so die Globalzahl der Arbeitslosen 
spürbar zu vermindern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 22. Juli 

Mir ist bekannt, daß in einigen Bereichen wieder ein Mangel an Fach- 
kräften zu beobachten ist. Ich halte dies für ein positives Zeichen für die 
Verbesserung der wirtschaftlichen Lage in der Bundesrepublik Deutsch- 
land. 

Lücken sind vor allem in der Metallverarbeitung, insbesondere in Baden- 
Württemberg und in Teüregionen von Südbayem zu verzeichnen. 

Das Arbeitsförderungsgesetz bietet zur Abhüfe die notwendigen Instru- 
mente, die auch verstärkt genutzt werden. Insbesondere dem von der 
Bundesregierung geförderten Ausbau der Maßnahmen der Fortbildung, 
Umschulung und Einarbeitung messe ich in diesem Zusammenhang 
besondere Bedeutung zu. Hier sind in den vergangenen Jahren beson- 
dere Erfolge zu verzeichnen; die Zahl der Eintritte in solche Maßnahmen 
ist von 1982 bis 1984 um 33 v. H. angestiegen. Die Ausgaben der Bundes- 
anstalt für Arbeit hierfür betrugen 1984 rund 3,1 Milliarden DM; für 1985 
wurde der Haushaltsansatz noch einmal, und i^war auf 3,7 Milliarden DM 
erhöht. Ebenfalls wurde der Haushaltsansatz zur Förderung der Arbeits- 
aufnahme von 270 Millionen DM 1984 auf 450 MiUionen DM 1985 erhöht. 

Nicht zuletzt hat die Bundesregierung mit Erfolg die deutsche Wirtschaft 
in ihre Bemühungen um berufliche Qualifizierung von Arbeitslosen ein- 
gebunden. Ich verweise auf die gemeinsame Erklärung der Bundesregie- 
rung und der Spitzenverbände der deutschen Wirtschaft vom 25. Juni 
1985, in der es u. a. heißt: „Die deutsche Wirtschaft wird sich bemühen, 
der Bundesanstalt für Arbeit über das bisherige Maß hinaus hierfür 
(gemeint berufliche QuaÜfizierung) geeignete Kapazitäten anzubieten, 
da diese wegen der Nähe zur beruflichen Praxis für die berufliche 
Wiedereingliederung besonders erfolgversprechend genutzt werden 
können. " 
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50. Abgeordneter 

Wimmer 

(Neuötting) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung eine Studie der Bundes- 
anstalt für Arbeit bekannt, die sich mit den Be- 
schäftigungschancen ehemaliger DDR-Bürger in 
der Bundesrepublik Deutschland befaßt, wenn 
ja, warum wird diese Studie nicht veröffentlicht? 


51. Abgeordneter 

Wimmer 

(Neuötting) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß jeder vierte DDR-Bürger nach 
einem Jahr in der Bundesrepublik Deutschland 
noch keinen Arbeitsplatz gefunden hat, und was 
sind nach Ansicht der Bundesregierung die 
Gründe? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 22. Juli 


Der Bundesregierung ist die Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (lAB) der Bundesanstalt für Arbeit über „Die berufliche 
Einghederung von Übersiedlern aus der DDR" bekannt. Die Studie stützt 
sich auf eine Ende 1984 durchgeführte Befragung von 4 100 Übersied- 
lern. Erste Informationen über die Ergebnisse enthält der lAB-Kurzbe- 
richt vom 9. Juli 1985, den auf Anforderung jeder erhalten kann. Die 
Studie wird etwa im Oktober d. J. in Heft 3 der „Mitteüungen aus der 
Arbeits- und Berufsforschung" veröffenthcht. 

Nach dem Ergebnis der Befragung waren acht Monate nach der Arbeits- 
losmeldung 28 v. H. der männüchen und 53 v. H. der weiblichen Über- 
siedler noch oder wieder arbeitslos. 

Ein Vergleich mit den einheimischen Arbeitslosen zeigt für die männli- 
chen Übersiedler ein besseres, für die weibhchen ein schlechteres Ergeb- 
nis. Einheimische männliche Arbeitslose waren ein Jahr nach der 
Arbeitslosmeldung zu 33 v. H. noch oder wieder arbeitslos, einheimische 
weibüche Arbeitslose zu 34 v. H. 

Betrachtet man die Gesamtdauer der Arbeistlosigkeit der Übersiedler, 
dann zeigt sich, daß ihre berufliche Einghederung relativ rasch gelang: 
41 V. H. der Ende 1984 erwerbstätigen Übersiedler hatten nach späte- 
stens drei Monaten, 79 v. H. nach spätestens sechs Monaten eine Arbeit 
aufgenommen. 

Gemessen an der derzeitigen Arbeitsmarktlage zeigten sich relativ gün- 
stige Arbeitsmarktchancen für Übersiedler, die Facharbeiter (Elektriker, 
Schlosser, Mechaniker, Bauberufe), Techniker, Ingenieure, Ärzte oder 
Apotheker sind. Dagegen hegen die Chancen bei den kaufmännischen 
und Dienstleistungsberufen unter dem Durchschnitt. 

Abschheßend ist darauf hinzuweisen, daß die Arbeitsämter aUes tun, um 
die berufliche Einghederung der Übersiedler aus der DDR zu unterstüt- 
zen. Sie nutzen hierbei in voUem Umfang die verschiedenen Förderungs- 
möghchkeiten nach dem Arbeitsförderungsgesetz. Allerdings können 
trotz dieser finanziehen Hilfen die ahgemeinen Vermittlungsschwierig- 
keiten, die auf Grund des Mangels an Arbeitsplätzen bestehen, nicht 
immer ausgeräumt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit 


52. Abgeordneter 

Braun 


(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung die von ihr bei der 
Beratung und Verabschiedung der 4. Novelle 
des Bundessozialhilfegesetzes (BSHG) angege- 
benen Mehrkosten von ca. 281 Millionen DM 
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nochmals überprüft, nachdem der Deutsche 
Städtetag in den letzten Tagen erneut verbreiten 
ließ, die Gemeinden würden durch diese 
4. BSHG-Novelle mit rund 500 Millionen DM pro 
Jahr mehr belastet? 

Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 23. Juli 

Die im Gesetzentwurf des Bundesrates {Drucksache 10/3079) angebenen 
jährhchen Mehrkosten von 281 Millionen DM für die Umsetzung eines 
neuen Warenkorbes und die Gesetzesänderungen durch die 4. BSHG- 
Novelle beruhen auf Berechnungen, die im Rahmen der Beratungen 
einer interministeriellen Arbeitsgruppe der Länder von fachkompetenter 
Seite vorgenommen worden sind. Der Gesamtbetrag setzt sich aus zahl- 
reichen Einzelpositionen zusammen, die ihrerseits, wo möglich, durch 
Berechnungen unter Verwendung statistischer Daten, im übrigen durch 
praxisbezogene Schätzungen ermittelt wurden. Die Bundesregierung, die 
an den Beratungen der Länder beteiligt war, hat keinen Anlaß gesehen, 
den auch während des Gesetzgebungsverfahrens nicht angezweifelten 
Betrag der voraussichtlichen Mehrkosten in Frage zu stellen; sie sieht 
sich hierzu auch jetzt mangels eines konkreten Ansatzes für Zweifel an 
der Richtigkeit der Berechnungen nicht veranlaßt. Die Grundlagen für 
die abweichende Einschätzung der Mehrkosten durch den Deutschen 
Städtetag sind der Bundesregierung nicht bekannt. 

53. Abgeordneter Was wird die Bundesregierung unternehmen, 

Braun um Klarheit zu schaffen bezüglich der wirklich 

(CDU/CSU) anfallenden Mehrkosten, damit die Kommunen 

in die Lage versetzt werden, ihre Haushalte, ins- 
besondere für 1986, auf Grund verläßlicher Zah- 
len vorzubereiten? 

Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 23. Juli 

Die Bundesregierung sieht, wie in der Antwort auf die voraufgehende 
Frage dargelegt, keinen Anlaß, den im Gesetzentwurf angebenen Betrag 
der Mehrkosten in Frage zu stellen. Sie ist bisher, auch in der Vergangen- 
heit, von Trägern der Sozialhilfe nicht gebeten worden, diese durch 
besondere, über die Kostenschätzungen in Gesetzentwürfen hinausge- 
hende, Angaben über Mehrkosten bei der Vorbereitung ihrer Haushalte 
zu unterstützen und würde dies von sich aus auch nicht als ihre Aufgabe 
ansehen. Angesichts der örtlich und regional sehr unterschiedlichen 
Kostenentwicklungen bestehen zudem begründete Zweifel, inwieweit 
dies für den einzelnen Sozialhilfeträger von zusätzlichem Nutzen sein 
würde. 

54. Abgeordneter Wie viele Menschen in der Bundesrepublik 

Pauli Deutschland sind nach .Erkenntnissen der Bun- 

(SPD) desregierung an den Krankheiten „Neurodermi- 

tis" und „Psoriasis" erkrankt, und ist davon aus- 
zugehen, daß sich die Anzahl der von diesen 
Krankheiten betroffenen Personen erhöhen 
wird? 

Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 23. Juli 

Die Anzahl der Personen, die an Neurodermitis oder Psoriasis erkrankt 
sind, ist der Bundesregierung nicht bekannt. In der Bundesrepublik 
Deutschland werden nur meldepflichtige übertragbare Krankheiten 
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erfaßt, zu denen diese beiden Erkrankungen nicht gehören. Für beide 
Erkrankungen wird, wenn ein Elternteil oder beide Eltern an ihnen 
erkrankt sind, eine gewisse Bereitschaft auf deren Kinder übertragen, 
ebenfalls daran zu erkranken. Der Bundesregierung liegen keine als 
wissenschaftlich gesichert anzusehenden Erkenntnisse darüber vor, mit 
welcher Häufigkeit eine solche Disposition übertragen wird und inwie- 
weit sich daraus manifeste Krankheiten entwickeln. Allgemein wird 
jedoch von einem langsamen Anstieg ausgegangen. 


55. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die soge- 

Pauli nannte Klimabehandlung der Krankheiten Neu- 

(SPD) rodermitis und Psoriasis am Toten Meer in Israel, 

und ist die Bundesregierung bereit, dafür Sorge 
zu tragen, daß diese Klimabehandlung in den 
Leistungskatalog der Krankenversicherungen 
übernommen wird? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom23. Juli 

Die Khmabehandlung der Psoriasis wird teilweise am Toten Meer in 
Israel durch ge führt, weü die dort gegebene intensive Ultraviolett- Strah- 
lung der Sonne und der hohe Mineralgehalt des Toten Meeres zu einer 
Linderung der Krankheit beitragen sollen. Da mit einer Heüung des 
Leidens infolge dieser Behandlung nicht gerechnet werden kann, ist 
jedoch in regelmäßigen Abständen eine Wiederholung der Behandlung 
erforderlich. Im übrigen wurden bisher ausreichende Fallzahlen zur 
Bestimmung der Wirksamkeit im Vergleich zu einer Behandlung mit 
PUVA ( Psoriasis-UV- A) bzw. Schwarzlicht-Bestrahlung in Verbindung 
mit einer Retinoidbehandlung nicht erfaßt und ausgewertet. Damit kann 
eine Aussage über Vorteüe der Khmabehandlung in Israel nicht gemacht 
werden. 

Die zur Behandlung der Psoriasis erfordertiche ärztiiche Behandlung 
gehört ebenso wie die Behandlung in Krankenhäusern oder Spezialein- 
richtungen bereits nach geltendem Recht zu den Leistungen der gesetz- 
hchen Krankenversicherung. Grundsätzhch können diese Leistungen 
zwar nur im Bundesgebiet und im Land Bertin erbracht werden, Abwei- 
chungen davon sind jedoch auf Grund zwischenstaatiicher Verträge über 
die gegenseitige Gewährung von Versicherungsieistungen zulässig. Mit 
Israel besteht allerdings kein solcher Vertrag. 

Wenn die Behandlung der Psoriasis in einer durch § 184 a Reichsversiche- 
rungsordnung erfaßten Spezialeinrichtung erforderlich ist, können die 
Krankenkassen gleichwohl die Kosten einer solchen stationären Behand- 
lung in Israel übernehmen, soweit nicht ein anderer Sozialversicherungs- 
träger, wie z. B. die Rentenversicherung, zu dieser Leistung verpflichtet 
ist. Voraussetzung ist ferner, daß im Einzelfall die im Inland bestehenden 
Behandlungsmöglichkeiten nicht ausreichen und deshalb die Behand- 
lung in Israel erforderlich ist. Dabei ist das Gebot der wirtschaftlichen 
Leistungserbringung zu beachten. 


56. Abgeordneter Welche Anstrengungen hat die Bundesregie- 

Pauli rung bisher in der Grundlagenforschung zur 

(SPD) wirksamen Therapie gegen die Krankheiten 

Neurodermitis und Psoriasis unternommen, und 
welche zukünftigen Absichten bestehen diesbe- 
züglich? 
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Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 23. Juli 

Für die Grundlagenforschung erhält die Deutsche Forschungsgemein- 
schaft erhebliche Beträge aus dem Haushalt des Bundes. Von ihr werden 
kontinuierlich und in erheblichem Umfang Forschungen zu beiden 
Erkrankungen gefördert, derzeit u. a. an den Universitätshautkliniken in 
München, Düsseldorf und Kiel. Die Bundesregierung wird im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten darauf hinwirken, daß die Forschungsförderung zur 
Therapie der Psoriasis wie der Neurodermitis schwerpunktmäßig noch 
verstärkt wird. 

57. Abgeordneter Können die Krankheiten Neurodermitis und Pso- 

Pauli riasis nach Ansicht der Bundesregierung zu einer 

(SPD) anerkannten Minderung der Erwerbsfähigkeit 

bzw. einer Gleichstellung mit Schwerbehinder- 
ten führen oder sind sonstige finanzielle bzw. 
steuerliche Vergünstigungen für diesen Perso- 
nenkreis möglich? 

Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 23. Juli 

Die Feststellung einer „Minderung der Erwerbsfähigkeit" (MdE) nach 
dem Schwerbehindertengesetz setzt eine ärztliche Begutachtung voraus. 
Dieser Begutachtung sind die vom Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung - zuletzt 1983 - herausgegebenen „Anhaltspunkte für die 
ärztliche Gutachtertätigkeit im sozialen Entschädigungsrecht und nach 
dem Schwerbehindertengesetz" zugrunde zu legen. In diesen „Anhalts- 
punkten" sind in der Tabelle zur Einschätzung der MdE die Neurodermi- 
tis und die Psoriasis ausdrücklich genannt. Es ergibt sich aus den Ausfüh- 
rungen in den Anhaltspunkten, daß bei beiden Hautkrankheiten bei 
andauerndem ausgedehntem Befall, insbesondere Gesichtsbefall, Grade 
der MdE von 30 v. H. bis 50 v, H., bei einer Gelenkbeteiligung der Psoria- 
sis u. U. noch höhere Werte in Betracht kommen. Hierbei sind als Behin- 
derungen vor allem entstellende Auswirkungen mit den entsprechenden 
psychischen Belastungen und auch Bewegungseinschränkungen berück- 
sichtigt. Soweit eine MdE um wenigstens 50 v. H. festzustellen ist, liegt 
eine Schwerbehinderung vor. Bei MdE-Graden um 30 v. H. oder 40 v. H. 
kommt eine Gleichstellung durch das Arbeitsamt in Betracht, wenn die 
Betroffenen infolge ihrer Behinderung einen geeigneten Arbeitsplatz 
nicht erlangen oder nicht be halten können (§ 2 des Schwerbehinderten- 
gesetzes). 

Steuerliche Vergünstigungen (§ 33 b des Einkommensteuergesetzes) 
ergeben sich bei MdE-Graden um 30 v. H. und 40 v. H. dann, wenn die 
Hauterscheinungen zu einer äußerlich erkennbaren dauernden Einbuße 
der körperlichen Beweglichkeit geführt haben, bei MdE-Graden von 
50 V. H. in jedem Fall. 


58. Abgeordneter 

Löffler 

(SPD) 


Wann ist mit einer Verordnung zu rechnen, die 
im Verkehr von Straßentanklastwagen den 
wechselseitigen Transport von flüssigen Nah- 
rungs- und Genußmitteln sowie Chemikalien 
ausschließt? 


59. Abgeordneter 

Löffler 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die gegen- 
wärtige Regelung und Praxis dieser Transporte, 
und kann sie jede Gesundheitsgefährdung durch 
den jetzigen Zustand ausschließen? 
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Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 24. Juli 

Bereits jetzt ist auf Grund milchrechtlicher und weinrechtlicher Regelun- 
gen die Beförderung von Milch, Wein, Traubenmost, Traubensaft, 
Schaumwein, Branntwein aus Wein und weiteren Erzeugnissen im Sinne 
des Weingesetzes im Wechsel mit Chemikalien in Tanklastzügen verbo- 
ten. Damit besteht für die Transportbereiche, die mengenmäßig die 
größte Bedeutung haben, schon jetzt eine bundeseinheitliche Regelung. 
Auch für den übrigen Bereich wechselseitiger Transporte von flüssigen 
Nahrungs- und Genußmitteln sowie Chemikalien sollen wegen des län- 
derübergreifenden Transportes durch die in Vorbereitung befindliche 
Lebensmitteltransportbehälter-Verordnung bundeseinheitliche Vor- 
schriften erlassen werden. Nach Vorliegen und Auswertung aller Stel- 
lungnahmen zu dem den Behörden und den Wirtschafts- und Verbrau- 
cherkreisen zugesandten Vorentwurf wird der Referentenentwurf 
erstellt, der nach Erörterung mit Sachverständigen noch nach dem vorge- 
schriebenen EG-Informationsverfahren und auch nach dem GATT-Über- 
einkommen den zuständigen internationalen Stellen notifiziert werden 
muß. Die Zeitspanne für diese Notifizierungsverfahren ist von der Bun- 
desregierung nur sehr bedingt zu beeinflussen. Deshalb kann ein Termin 
für den Erlaß der Verordnung noch nicht genannt werden. Die Bundesre- 
gierung ist jedoch bestrebt, Verzögerungen soweit zu vermeiden, wie 
dies in ihrer Macht steht. 

Bisher können sich die Lebensmittelüberwachungsbehörden der Länder, 
um Gesundheitsgefährdungen entgegenzuwirken und sie zu vermeiden, 
auf die bundeseinheiüichen Vorschriften des Lebensmittel- und Bedarfs- 
gegenständegesetzes und die speziellen wein- und milchrechtlichen 
Regelungen sowie auf die von den Bundesländern erlassenen Lebensmit- 
telhygienevorschriften stützen. Außerdem machen sie von der insbeson- 
dere auf die zollamtliche Kontrolle ausgedehnten intensivierten Überwa- 
chung Gebrauch. Die Bundesregierung hält jedoch - wegen der länder- 
übergreifenden Bedeutung dieses Bereiches - spezielle bundeseinheitli- 
che Vorschriften für notwendig, um von vornherein soweit wie möglich 
jegliches Risiko auszuschließen. 


60. Abgeordnete Denkt die Bundesregierung daran, bei der Ein- 

Frau führung eines Erziehungsgeldes dieses auf So- 

Weyel zialhilfeleistungen nicht anzurechnen, wie es 

(SPD) von einigen Beratungsstellen, z. B. des Caritas- 

Verbands, gefordert wird, um Frauen in sozialen 
Notlagen nach der Geburt eines Kindes auf diese 
Weise mehr Hilfe zukommen zu lassen? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 24. Juli 

Der Regierungsentwurf eines Gesetzes über die Gewährung von Erzie- 
hungsgeld und Erziehungsurlaub (Bundeserziehungsgeldgesetz - 
BErzGG) sieht in § 8 Abs. 1 vor, daß Leistungen nach diesem Gesetz nicht 
zu einer Minderung von anderen Sozialleistungen (z. B. Wohngeld, 
Sozialhilfe und Ausbildungsförderung) führen. Das Erziehungsgeld wird 
also zusätzlich gezahlt. 


61. Abgeordnete 

Frau 

Weyel 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung die Absicht, die Mittel 
für die Stiftung „Mutter und Kind - Schutz des 
ungeborenen Lebens" in angemessener Weise 
zu erhöhen, nachdem einige Träger den Jahrese- 


27 



Drucksache 10/3679 Deutsdier Bundestag — 10. Wahlperiode 


tat bereits Anfang März verbraucht haben, wenn 
sie Frauen in sozialen Konfliktsituationen wäh- 
rend der Schwangerschaft in einer Form Hilfe 
leisten wollen, die sie zum Verzicht auf einen 
legalen Schwangerschaftsabbruch bewegt? 

Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 24. Juli 

Die Mittel der Bundesstiftung „Mutter und Kind - Schutz des ungebore- 
nen Lebens“ sind in § 6 Abs. 1 des Errichtungsgesetzes vom 13. Juli 1984 
(BGBl. I 1984, S. 880) auf 50 Milhonen DM jährhch festgelegt. Von die- 
sem Ausgabenrahmen ist daher grundsätzüch bei der Vergabe von Hilfen 
an werdene Mütter, die sich in einer Konfliktsituation befinden, auszuge- 
hen. Der Stiftungsrat hat nach Absprache mit den Zuwendungsempfän- 
gern ein Verteüungsverfahren entwickelt, das künftig eine kontinuier- 
hche Verfügbarkeit und Vergabe von Stiftungsmitteln im Verlauf eines 
Jahres gewährleistet, so daß die in einzelnen Regionen anfangs aufgetre- 
tenen Schwierigkeiten vermieden werden. 

Im übrigen wird mit der Einführung eines Erziehungsgeldes ab 1. Januar 
1986 eine spürbare Entlastung eintreten, weü sich die Hüfen aus Mitteln 
der Bundesstiftung dann zunehmend auf einmatige Leistungen konzen- 
trieren werden. 


62, Abgeordneter 
Würtz 
(SPD) 


Weshalb ist die öffentiichkeit nicht sofort vor 
dem Kauf von österreichischem Wein gewarnt 
worden, als die deutschen Behörden im April 
1985 von der Panscherei des Weines Kenntnis 
erlangt hatten? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 24. Juli 

Die Bundesregierung hat am 9. Juli 1985 die öffenthchkeit sofort nach- 
drückhch vor dem Verzehr verfälschter österreichischer Weine gewarnt, 
als das Bundesgesundheitsamt auf Grund der ersten Untersuchungser- 
gebnisse eines Bundeslandes eine mögliche Gesundheitsgefahr festge- 
stellt hatte. Vor diesem Zeitpxmkt hatte die Bundesregierung keinen 
Anhaltspunkt für eine Gesundheitsgefährdung durch verfälschte öster- 
reichische Weine und somit auch keine Grundlage für eine entspre- 
chende Warnung. 

Das Bundesministerium für Jugend, Famihe und Gesundheit erhielt am 
7. Mai 1985 eine Pressenotiz vom 25. Aprü 1985, in der über die öster- 
reichischen Weinverfälschungen berichtet wurde. Das Ministerium hatte 
keinen Anlaß, an den Angaben der für Weinimporte in die Bundesrepu- 
blik Deutschland zuständigen Österreichischen Stelle vom 10. Mai 1985 
zu zweifeln, die auf Rückfrage des Bundesministerium für Jugend, Fami- 
lie und Gesundheit erklärt hatte, eine gesundheitliche Gefahr durch die 
verfälschten österreichischen Weine bestehe wegen der geringen Men- 
gen an zugesetztem Diäthylenglykol nicht. Die deutschen für die Wein- 
überwachung zuständigen Landesbehörden, die vom Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit am 13. Mai 1985 unterrichtet worden 
waren, haben dem Ministerium am 28. Juni 1985 erste Untersuchungser- 
gebnisse von österreichischen Weinen zugeleitet, die eine gesundheitli- 
che Bewertung durch das Bundesgesundheitsamt als Grundlage für die 
Warnung der Bevölkerung durch das Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit ermöghchten. 
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63. Abgeordneter 
Würtz 
(SPD) 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
treffen, um künftig in ausreichendem Maße si- 
cherzustellen, daß gesundheitsgefährdende Le- 
bensmittel, wie der mit Diäthylenglykol versetzte 
österreichische Wein, in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht auf den Markt kommen? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 24. Juli 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit hat am 
18. Juli 1985 mit den für die Lebensmittel- und Weinüberwachung 
zuständigen Landesbehörden erörtert, wie künftig bei allen Fällen von 
Verstößen von allgemeiner Bedeutung mit länderübergreifender Auswir- 
kung gegen lebensmittelrechtliche (einschließlich weinrechtlicher) Vor- 
schriften verfahren werden sollte. Hierzu hatte das Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit einen Vorschlag unterbreitet, dessen 
Einzelheiten in dem beigefügten Pressedienst des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit vom 18. Juli 1985 genannt sind. Die 
Bundesländer haben diesem Vorschlag in seiner Grundkonzeption 
bereits zugestimmt. 


64. Abgeordnete 

Frau 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Wann hat die Bundesregierung zum ersten Mal 
von den Ende April in Österreich öffentlich be- 
kanntgewordenen Weinpanschereien erfahren, 
wann wurde sie von der österreichischen Bun- 
desregierung offiziell unterrichtet? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 24. Juli 

Dem Bundesministerium für Jugend, Famüie und Gesundheit lag erst- 
mals am 7. Mai 1985 ein Pressebericht vom 25. April 1985 vor, aus dem 
hervorging, daß in Österreich Weine beanstandet worden seien, die mit 
dem Stoff Glykol verfälscht und als Eiswein in den Verkehr gebracht 
worden sein sollen. 

Der österreichische Landwirtschaftsminister Haiden hat sich in dieser 
Angelegenheit erst am 12. Jiüi 1985, nachdem die deutschen Behörden 
vor österreichischen Weinen gewarnt hatten, in einem offiziellen Schrei- 
ben an Bundesminister Dr. Geißler gewandt, in welchem im wesentlichen 
auf die Kontakte österreichischer Stellen mit den rheinland-pfälzischen 
Behörden und auf ein fernmündliches Gespräch zwischen dem öster- 
reichischen Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft und dem 
deutschen Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten hingewiesen wird. In diesem Ferngespräch in der zweiten Maihälfte 
1985 ging es den österreichischen Behörden um die Frage, ob von 
deutscher Seite eine Nachweismethode für Diäthylenglykol in Wein zur 
Verfügung gestellt werden könne, ohne daß aus diesem Telefongespräch 
der tatsächliche Umfang des Weinskandals und seine Auswirkungen für 
die Bundesrepubhk Deutschland hervorgingen. 


65. Abgeordnete 

Frau 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Was hat die Bundesregierung nach Bekanntwer- 
den der Vorfälle unternommen, um die Verbrau- 
cher vor den von dem vergifteten Wein ausge- 
henden Gesundheitsgefahren zu schützen, und 
wann hat die Bundesregierung das Bundesge- 
sundheitsamt eingeschaltet? 


29 



Drucksache 10/3679 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 24. Juli 

Als dem Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit der 
Pressebericht über die Verfälschungen österreichischer Weine vorlag, hat 
es am 10. Mai 1985 mit dem österreichischen Handelsdelegierten in der 
Bundesrepublik Deutschland fernmündlich Kontakt aufgenommen. Die- 
ser teüte mit, daß nach österreichischen Ermittlungen verfälschte Weine 
auch in die Bundesrepublik Deutschland gelangt seien. Das zugesetzte 
Glykol sei in den Weinen jedoch nur in so geringen Mengen enthalten, 
daß eine gesundheitliche Gefährdung nicht zu befürchten sei. Im übrigen 
stünden die österreichischen Behörden in engem Kontakt mit dem Mini- 
sterium für Landwirtschaft, Weinbau und Forsten des Landes Rheinland- 
Pfalz, da nach den bisherigen Erkenntnissen der Hauptteil der verfälsch- 
ten exportierten Weine in dieses Bundesland gegangen sei. 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit hat diesen 
Sachverhalt am 13. Mai 1985 fernschriftlich den für die Weinüberwa- 
chung zuständigen Bundesländern mitgeteilt. Gleichzeitig wurden die 
Länderbehörden gebeten, das Bundesministerium für Jugend, Famüie 
und Gesundheit gegebenenfalls über die getroffenen Maßnahmen und 
über die in dieser Angelegenheit erzielten Ergebnisse zu unterrichten. 

Die ersten Ergebnisse dieser Untersuchungen teüte die baden-württem- 
bergische Gesundheitsbehörde am 28. Juni 1985 dem Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit mit. Sie wurden am 2. Jiüi 1985 dem 
Bundesgesundheitsamt zur erforderlichen gesundheitlichen Bewertung 
der verfälschten Weine zugeleitet. Als das Gutachten des Bundesgesund- 
heitsamtes vorlag, hat die Bundesregierung unverzüglich die Bevölke- 
rung am 9. Juli 1985 vor den verfälschten Weinen gewarnt. 


66. Abgeordnete 

Frau 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Warum hat die Bundesregierung mehrere Wo- 
chen gewartet, bevor sie die Öffentlichkeit vor 
dem Genuß der vergifteten Weine gewarnt hat, 
und trifft es insbesondere zu, daß die Bundesre- 
gierung noch Anfang Mai die Bundesländer fer- 
schriftlich dahin gehend informiert hat, daß von 
den vergifteten Weinen keine Gesundheitsge- 
fährdungen ausgehen? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 24. Juli 

Die Bundesregierung mußte nach den von den österreichischen Stellen 
gegebenen Auskünften Mitte Mai 1985 davon ausgehen, daß eine akute 
Gefährdung durch die verfälschten, aber weder in Österreich noch in der 
Bundesrepublik Deutschland verkehrsfähigen Erzeugnisse nicht besteht. 
Die ihr zugegangenen Informationen hat sie an die für die Weinüberwa- 
chung zuständigen Landesbehörden weitergegeben, die allein für die 
Kontrolle und Beschlagnahme verfälschter Erzeugnisse zuständig sind. 
Angaben, wonach entgegen der österreichischen Auskunft doch erheb- 
hche Mengen des Stoffes Diäthylenglykol in österreichischen Weinen 
enthalten sind, hat die Bundesregierung erst Ende Juni 1985 aus Baden- 
Württemberg erhalten. Diese Angaben wurden sodann vom Bundesge- 
sundheitsamt gesundheitlich bewertet. Eine Warnung der Öffentlichkeit 
vor gesundheitsschädlichen österreichischen Weinen war der Bundesre- 
gierung daher erst nach Vorliegen der Stellungnahme des Bundesge- 
sundheitsamtes am 9. Juli 1985 möglich. 
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67. Abgeordnete 

Frau 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung Kenntnis von Äuße- 
rungen des österreichischen Bundesministers für 
Land- und Forstwirtschaft, er habe bereits am 
27. April 1985 die rheinland-pfälzische Landes- 
regierung über die Vorfälle informiert, und 
wurde dem Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit hierüber von der rheinland- 
pfälzischen Landesregierung Mitteilung ge- 
macht? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 24. Juli 

Nach Angaben des Ministeriums für Landwirtschaft, Weinbau und For- 
sten des Landes Rheinland- Pfalz hat es am 26. April 1985 vom österreichi- 
schen Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft erste Informatio- 
nen über Verfälschungen österreichischer Weine mit Diäthylenglykol 
erhalten. Diese Angaben hätten jedoch die gesundheitliche Bedeutung 
dieser Verfälschungen nicht erkennen lassen. Die rheinland-pfälzische 
Landesregierung habe die österreichischen Behörden gebeten, die ein- 
zelnen für die Weinüberwachung zuständigen Landesbehörden in der 
Bundesrepubhk Deutschland im Einzelfall direkt über Lieferungen ver- 
fälschter Weine aus Österreich zu unterrichten. 

Die rheinland-pfälzische Landesregierung hat der Bundesregierung über 
die von den österreichischen Behörden erhaltenen Informationen keine 
Mitteüung gemacht. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 

68. Abgeordneter Wie viele ferngesteuerte adressierbare Konver- 

Patema ter (FAT) hat die Bundesregierung wann be- 

(SPD) schafft, und wie viele sind zu welchen finan- 

ziellen Bedingungen bisher eingesetzt? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Florian 
vom 19. Juli 

Die Deutsche Bundespost (DBP) hat sich in einem gemeinsamen 
Gespräch zwischen Vertretern des Bundes und der Länder im September 
1978 bereit erklärt, für die Kabelfernsehpüotprojekte die netztechnischen 
Voraussetzungen zu schaffen. 

Die Gestaltung dieser netztechnischen Voraussetzungen hatte sich zu 
orientieren an den gesetzlichen bzw. vertragsrechüichen Vorgaben der 
betreffenden Länder. Danach waren Rückkanaldienste wie z. B. Pay-TV- 
pay per view - und Abrufdienste vorgesehen, die nach dem damaligen 
neuesten Stand der verfügbaren Technik nur mit dem FAT-System reali- 
sierbar waren. 

Die DBP hat aus diesem Grund das FAT-System auftragsgemäß für 
25 000 Stück in den Jahren 1982 bis 1984 entwickeln lassen und wie folgt 
beschafft: 

Püotprojekt Ludwigshafen: für 10 000 WE ab Ende 1983 

Püotprojekt München: für 10 000 WE ab Anfang 1984 

Püotprojekt Dortmund: für 5 000 WE ab Anfang 1985. 

Die nachfolgend genannten finänzieUen Bedingungen wurden im Einver- 
nehmen mit den Ländern versuchsadäquat festgelegt, d. h. in einer Höhe, 
wie sie bei großflächigem, bundesweiten Einsatz hätte gestaltet werden 
können: 
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Anschließungsgebühr: 200,00 DM je Teünehmer 

monatliche Gebühr : 2,50 DM j e T eilnehmer 

Zu diesen Bedingungen eingesetzt sind bisher folgende Einheiten: 

Püotprojekt Ludwigshafen: ca. 1 000 WE 

Püotprojekt München: ca. 1 000 WE 

Pilotprojekt Dortmund: ca. 1 500 WE 

Summe: ca 3 500 WE 


Wie viele ferngesteuerte adressierbare Konver- 
ter (FAT) sind bis heute aus welchen Gründen 
nicht eingesetzt worden, und wie hoch ist der 
finanzielle Verlust der Deutschen Bundespost 
aus diesem Beschaffungsvorhaben insgesamt? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Florian 

vom 19. Juli 

Der bisher relativ geringe Einsatz der FAT hat folgende Gründe: 

a) In den Pilotprojekten Ludwigshafen und München sind die vorgesehe- 
nen Rückkanal dienste bis heute vom Projektträger nicht angeboten 
worden. Das erweiterte Programmangebot ohne Rückkanaldienste 
konnte und kann in der Zukunft auch mit weniger aufwendigen und 
danüt billigeren Techniken (Set-Top-Konverter, sonderkanaltaugliche 
Fernsehgeräte, Codierverfahren, Scramble-Systemen für Pay-TV- 
Angebote etc.) empfangen werden, wie sie auch in anderen Ländern 
üblich geworden sind. Der Bundesminister für das Post- und Fernmel- 
dewesen hat aus diesem Grund bereits 1983 eine über die Erstausrü- 
stung in den Pilotprojekten hinausgehende weitere Beschaffung ge- 
stoppt. 

b) Im Püotprojekt Dortmund werden mit Beginn des Projekts Rückkanal- 
dienste angeboten und man kann davon ausgehen, daß die für Dort- 
mund beschafften Einheiten verbraucht werden bzw. der Bedarf die 
bisher beschaffte Menge sogar noch übersteigen wird. Aus diesen 
Gründen wurde bereits veranlaßt, daß die voraussichtlich im Püotpro- 
jekt München überzähligen Einheiten in Dortmund eingesetzt 
werden. 

Zu der FragesteUung nach dem finanzieUen Verlust der Deutschen 

Bimdespost siehe Antwort zu Frage 71. 


69. Abgeordneter 

Paterna 

(SPD) 


70. Abgeordneter 

Paterna 


(SPD) 


Wie hoch werden nach Kenntnis der Bundesre- 
gierung die Ausgaben für technische und linien- 
technische Einrichtungen für Breitbandverteü- 
netze in den „Püotprojekten" nach dem derzeiti- 
gen Planungsstand bis 1988 insgesamt sein, und 
wie verteüen sich diese Kosten auf die einzelnen 
Püotprojekte? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Florian 
vom 19. Juli 


Die püotprojektspezifischen Aufwendungen liegen insgesamt bei rund 
130 Millionen DM. Sie teüen sich wie folgt auf: 


Püotprojekt Berün: 
Püotprojekt Dortmund: 
Püotprojekt Ludwigshafen: 
Püotproiekt München: 

Summe: 


rund 20 Millionen DM 
rund 20 Millionen DM 
rund 65 Millionen DM 
rund 25 Millionen DM 

rund 130 Mülionen DM 
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Geplant waren je Pilotprojekt ca. 40 Millionen DM, die jedoch im Durch- 
schnitt unterschritten werden. 


71. Abgeordneter 

Paterna 


(SPD) 


Wie hoch sind die Einnahmen der Deutschen 
Bundespost in den einzelnen Pilotprojekten von 
Januar 1983 bis heute, und mit welchen Einnah- 
men rechnet die Bundesregierung jeweils insge- 
samt bis Ende 1988? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Florian 
vom 19. Juli 


Mit der Übernahme der Verpflichtung, die netztechnischen Vorausset- 
zungen für die Durchführung der vier Kabelfernseh-Püotprojekte zu 
schaffen, leistet die Deutsche Bundespost ihren Beitrag zu dem 1978 von 
allen Ministerpräsidenten der Länder beschlossenen Konzept. Diese Ver- 
pflichtung schließt auch Investitionen für technische Einrichtungen mit 
ein,. die auf Grund ihrer geringen Stückzahl und dem eingeschränkten 
Nutzerkreis nicht unter Rentabilitätsgesichtspunkten betrachtet werden 
können und dürfen. Die Frage nach den Einnahmen spielt daher in 
diesem Fall eine nachgeordnete Rolle. Ungeachtet dessen sind die Daten 
für den gesamten Zeitraum der Nutzung der BK-Netze in den Pilotpro- 
jektgebieten zuzüglich der Werte bis 1988 unter Berücksichtigung der 
prognostizierten Entwicklung nachfolgend auf gelistet: 


Püotprojekt Berlin: 
Püotprojekt Dortmund: 
Püotprojekt Ludwigshafen: 
Püptprojekt München: 


253 Mülionen DM 
1 3 Millionen DM 
50 Millionen DM 
17 Millionen DM 


Summe: 


333 Millionen DM 


Die Daten der Einnahmen für die Zeit von 1983 bis heute lassen sich ohne 
besondere Erhebungen nicht gesondert angeben. 


72. Abgeordnete 

Frau 

Dann 

(DIE GRÜNEN) 


Aus welchen „naheliegenden Gründen" (siehe 
Antwort auf Frage 114, Drucksache 10/3649) 
können die Kosten für einzelne Werbekam- 
pagnen der Deutschen Bundespost (DBP) nicht 
offengelegt werden, und inwiefern würde eine 
solche Offenlegung die Wettbewerbsfähigkeit 
der DBP beeinträchtigen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Florian 
vom 17. Juli 


Bei Unternehmen, die im Wettbewerb stehen, verbietet es sich, die 
Kosten für einzelne Werbemaßnahmen detaiUiert offenziüegen. Würde 
ein einzelnes Unternehmen von diesem Grundsatz ab weichen, könnten 
die Mitbewerber am Markt aus den einseitig gelieferten Informationen 
Wettbewerbsvorteüe ziehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 


73. Abgeordnete 

Frau 

Zutt 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, Konsequenzen 
aus den jetzt bekanntgewordenen Forschungs- 
ergebnissen des Heidelberger Max- Planck-Insti- 
tuts für medizinische Forschung, wonach das 
dem Benzin beigegebene Antiklopfmittel mit- 
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verantwortlich für das Waldsterben ist, zu ziehen 
und für eine schnellstmögüche Entbleiung des 
Benzins Sorge zu tragen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 23. Juli 

Die Bundesregierung verfolgt mit großer Aufmerksamkeit die auf der 
Basis bisher vorhegender Zwischenergebnisse eines noch bis zum 
30. Juni 1986 laufenden Forschungsvorhabens von Forschem des Hei- 
delberger Max-Planck-Institutes für Medizinische Forschung formuherte 
Hypothese, daß Triäthylblei, eines der Abbauprodukte des dem Benzin 
beigemischten Antiklopfmittels Tetraäthylblei für die Waldschäden mit- 
verantworthch sein könnte. 

Wie ich bereits auf eine entsprechende Anfrage vor dem Deutschen 
Bundestag am 25. Oktober 1984 ausgeführt habe, erlauben die bisher 
vorhegenden Erkenntnisse nicht, Triäthylblei und damit den Benzinzu- 
satz Teb-aäthylblei als vermuthcher HauptqueUe hierfür als ausschlagge- 
bende Größe für die Waldschäden zu betrachten. Die zwischenzeithch 
Kontroverse wissen schafthche Diskussion, insbesondere zu der photoche- 
mischen Umwandlung von Tetraäthylblei in Triäthylblei sowie den in 
Regen- und Nebelproben festgesteUten Konzentrationen, bestätigt mich 
darin, daß vor einer abschheßenden Wertung noch weitergehende Unter- 
suchungen, etwa zu Menge, Entstehung und Wirkung von Triäthylblei, 
erforderhch sind. Erst nach Abschluß der laufenden Untersuchungen 
sowie nach Offenlegung und wissenschaftlicher Erörtemng der Resultate 
kann darüber befunden werden, ob Triäthylblei ein weiterer Faktor im 
Gesamtkomplex der Waldschadensursachen ist. 

Unabhängig davon ist die Bundesregiemng seit längerer Zeit bemüht, die 
Belastung der Umwelt durch das Schwermetall Blei aus Autoabgasen zu 
vermindern. So gibt es bereits heute in der Bundesrepublik Deutschland 
ca. 1 900 Zapfstellen für bleifreies Benzin, so daß nahezu eine bereits 
flächendeckende Versorgung gesichert ist. Sollte, sich die von den For- 
schem des Max-Planck-Institutes aufgestellte Hypothese bestätigen, so 
würde die Bundesregiemng dies als weiteren Gesichtspunkt für ihre 
Bemühungen um die Einführung bleifreien Benzins betrachten. 


Bonn, den 26. Juli 1985 
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